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1833/2020 
Gesetz 

zur Umsetzung der Richtlinie (EU) Nummer 958/2018 über eine Verhältnismäßigkeitsprüfung 
vor Erlass neuer Berufsreglementierungen  

(Verhältnismäßigkeitsprüfungsgesetz – VHMPG)
Vom 30. Juni 2020

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 20-15

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1  
Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz findet Anwendung beim Erlass 
von Vorschriften im Sinne des Absatzes 2, die die 
Aufnahme oder Ausübung eines in den Geltungsbe-
reich der Richtlinie (EG) Nummer 36/20051 fallenden 
Berufs oder einer bestimmten Art seiner Ausübung 
beschränken, einschließlich des Führens einer Be-
rufsbezeichnung und der im Rahmen dieser Berufs-
bezeichnung erlaubten beruflichen Tätigkeiten.

(2) Absatz 1 ist anzuwenden auf Gesetze und Ver-
ordnungen des Landes Schleswig-Holstein sowie 
Rechtsnormen, die von Kammern oder sonstigen 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts erlas-
sen werden, die aufgrund von Landesrecht über die 
Befugnis zur Rechtsetzung verfügen. 

(3) Die Anwendung ist ausgeschlossen, sofern Vor-
schriften im Sinne des Absatzes 2 der Umsetzung ei-
nes gesonderten Rechtsakts der Europäischen Union 
dienen, in dem spezifische Anforderungen an einen 
bestimmten Beruf festgelegt sind und dieser Rechts-
akt die Mitgliedstaaten entsprechend zur Umsetzung 
der Art und Weise dieser Anforderungen verpflichtet.

§ 2  
Begriffsbestimmungen

(1) Für die Zwecke dieses Gesetzes gelten die Be-
griffsbestimmungen des Artikel 3 Absatz 1 der Richt-
linie (EG) Nummer 36/2005.

(2) Ergänzend gelten die Begriffsbestimmungen des 
Artikels 3 Buchstabe a und b der Richtlinie (EU) 
Nummer 958/20182.

§ 3  
Prüfung der Verhältnismäßigkeit und Zeitpunkt 

der Prüfung

(1) Vor der Einführung neuer oder der Änderung beste-
hender Rechts- oder Verwaltungsvorschriften gemäß 
§ 1 Absatz 2, die den Zugang zu reglementierten 
Berufen oder deren Ausübung beschränken, ist bei 
deren Entwurf eine Prüfung der Verhältnismäßigkeit 
nach den in diesem Gesetz festgelegten Bestimmun-
gen durchzuführen. Werden Gesetzentwürfe von ein-
zelnen oder mehreren Abgeordneten eingebracht, ist 
die Prüfung der Verhältnismäßigkeit spätestens bis 
zur Schlussabstimmung durchzuführen. Satz 2 gilt 
entsprechend, wenn im Rahmen der Gesetzesbera-
tungen erhebliche Änderungen an Gesetzentwürfen 
vorgenommen werden. Stellen Gesetzentwürfe den 
Gegenstand einer Volksinitiative dar, müssen diese 
bereits dann die Prüfung der Verhältnismäßigkeit nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes enthalten, wenn sie 
Stimmberechtigten zur Erfüllung der Voraussetzungen 
des Artikel 48 Absatz 1 Satz 3 der Landesverfassung 
zur Unterzeichnung vorgelegt werden.

(2) Der Umfang der Prüfung steht im Verhältnis zu 
der Art, dem Inhalt und den Auswirkungen der Vor-
schrift. Dabei ist jede Vorschrift mit einer Erläuterung 
zu versehen, die ausführlich genug ist, um eine Be-

1	 Richtlinie (EG) Nummer 36/2005 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 
über die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. 
L 255 S. 22), zuletzt geändert durch Beschluss (EU) 
Nummer 608/2019 vom 15. April 2019 (ABl. L 104 S. 1)

2	 Richtlinie (EU) Nummer 958/2018 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 28. Juni 2018 über 
eine Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer Be-
rufsreglementierungen (ABl. L 173 vom 9.7.2018, S. 25)
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	 Ändert LVO vom 16. Juli 2015, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2122-5-17
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	 Ändert LVO vom 16. Juli 2015, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2122-5-15
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	 GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2130-14-30
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wertung der Übereinstimmung mit dem Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz zu ermöglichen.

(3) Die Gründe, aus denen hervorgeht, dass eine 
Vorschrift geeignet, erforderlich und verhältnismäßig 
ist, sind durch qualitative und, soweit möglich und 
relevant, quantitative Elemente zu substantiieren.

(4) Vorschriften im Sinne von Absatz 1 müssen durch 
Ziele des Allgemeininteresses im Sinne des Artikels 6 der 
Richtlinie (EU) Nummer 958/2018 gerechtfertigt sein.

§ 4  
Durchführung der Verhältnismäßigkeitsprüfung

(1) Bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit sind 
sämtliche in Anlage 1 enthaltenen Punkte zu be-
rücksichtigen.

(2) Darüber hinaus sind bei der Prüfung die in Anlage 2 
enthaltenen Punkte zu berücksichtigen, wenn sie 
für die Art und den Inhalt der neu eingeführten oder 
geänderten Vorschrift relevant sind.

(3) Wird die neue oder geänderte Vorschrift mit einer 
oder mehreren der in Anlage 3 enthaltenen Punkte 
kombiniert, so ist die Auswirkung der neuen oder ge-
änderten Vorschrift zu prüfen, insbesondere, wie die 
neue oder geänderte Vorschrift kombiniert mit ande-
ren Anforderungen zum Erreichen desselben legitimen 
Zwecks beiträgt und ob sie hierfür notwendig ist.

(4) Zusätzlich ist sicherzustellen, dass der Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit eingehalten wird, wenn spe-
zifische Anforderungen im Zusammenhang mit der 
vorübergehenden oder gelegentlichen Erbringung von 
Dienstleistungen gemäß Titel II der Richtlinie (EG) 
Nummer 36/2005, einschließlich der in Anlage 4 
dieses Gesetzes enthaltenen Punkte, neu eingeführt 
oder geändert werden. Diese Verpflichtung gilt nicht 
für Maßnahmen, durch die die Einhaltung geltender 
Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen gewähr-
leistet werden soll, die im Einklang mit dem Recht 
der Europäischen Union angewendet werden.

(5) Bei Vorschriften, die die Reglementierung von 
Gesundheitsberufen betreffen und Auswirkungen 
auf die Patientensicherheit haben, ist das Ziel der 
Sicherstellung eines hohen Niveaus des Gesundheits-
schutzes zu berücksichtigen.

(6) Die Anlagen 1 bis 4 sind Bestandteil dieses Ge-
setzes.

§ 5  
Überwachung nach Erlass

Nach dem Erlass neuer oder geänderter Vorschriften im 
Sinne des § 1 Absatz 2, die den Zugang zu reglemen-
tierten Berufen oder deren Ausübung beschränken, 
ist von der für das jeweilige Berufsrecht zuständigen 
Stelle deren Übereinstimmung mit dem Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz nach § 3 zu überwachen und 
Entwicklungen, die nach dem Erlass der Vorschriften 
eingetreten sind, gebührend Rechnung zu tragen.

§ 6  
Information und Beteiligung der Öffentlichkeit

(1) Entwürfe von Gesetzvorlagen und Verordnungen, 
mit denen neue Vorschriften eingeführt oder beste-
hende Vorschriften geändert werden sollen, die den 
Zugang zu reglementierten Berufen oder deren Aus-
übung beschränken, sind von der für das jeweilige 
Berufsrecht zuständigen Stelle zur Information der 
Öffentlichkeit in das Internet einzustellen.

(2) Unabhängig von Zeitpunkt und den sonstigen 
Umständen der Veröffentlichung nach Absatz 1 sind 
alle betroffenen Parteien in geeigneter Weise einzu-
beziehen. Es ist ihnen Gelegenheit zu geben, ihren 
Standpunkt darzulegen.

(3) Öffentliche Anhörungen sind von der für das 
jeweilige Berufsrecht zuständigen Stelle durchzufüh-
ren, soweit dies relevant und angemessen ist.

§ 7 
Eintragung in die Datenbank für reglementierte 

Berufe, Stellungnahmen

(1) Die nach diesem Gesetz als geeignet, erforderlich 
und verhältnismäßig beurteilten Vorschriften sind ein-
schließlich der Beurteilungsgründe gemäß Artikel 59 
Absatz 5 der Richtlinie (EG) Nummer 36/2005 der 
Europäischen Kommission mitzuteilen. Die Beurtei-
lungsgründe sind in die in Artikel 59 Absatz 1 der 
Richtlinie (EG) Nummer 36/2005 genannte Daten-
bank für reglementierte Berufe einzugeben.

(2) Zu den Eintragungen vorgebrachte Stellung-
nahmen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union, sonstiger Vertragsstaaten des Europäischen 
Wirtschaftsraums oder der Schweiz sowie interes-
sierter Kreise sind von der für das jeweilige Berufs-
recht zuständigen Stelle entgegenzunehmen.

§ 8  
Verhältnismäßigkeitsprüfung bei abgeleiteter 

Befugnis zur Rechtsetzung

(1) Kammern oder sonstige juristische Personen des 
öffentlichen Rechts, die aufgrund von Landesrecht 
über die Befugnis zur Rechtsetzung verfügen, haben 
nach Beendigung der Verhältnismäßigkeitsprüfung 
der zuständigen Aufsichtsbehörde die Unterlagen 
innerhalb von einem Monat zuzuleiten, aus denen 
sich das Ergebnis ihrer Prüfung nach den §§ 3 und 4 
ergibt. Die zuständige Aufsichtsbehörde hat im Rah-
men ihrer Rechtsaufsicht zu prüfen, ob die Vorgaben 
der §§ 3 und 4 eingehalten wurden.

(2) Kammern oder sonstige juristische Personen des 
öffentlichen Rechts haben nach dem Erlass neuer 
oder geänderter Vorschriften, die den Zugang zu 
reglementierten Berufen oder deren Ausübung be-
schränken, deren Übereinstimmung mit dem Ver-
hältnismäßigkeitsgrundsatz zu überwachen und Ent-
wicklungen, die nach dem Erlass der Vorschriften 
eingetreten sind, gebührend Rechnung zu tragen. 

Anl.
 1

Anl.
 2

Anl.
 3

Anl.
 4
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Das Ergebnis der Überwachung ist der zuständigen 
Aufsichtsbehörde mitzuteilen.

(3) Auf Entwürfe von neuen oder Änderungen beste-
hender Vorschriften, die den Zugang zu reglementier-
ten Berufen oder deren Ausübung beschränken, fin-
det § 6 dieses Gesetzes entsprechend Anwendung.

§ 9 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung 
in Kraft.

D a n i e l  G ü n t h e r
Ministerpräsident

D r.  B e r n d  B u c h h o l z
Minister

für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, 
Technologie und Tourismus

C l a u s  C h r i s t i a n  C l a u s s e n
Minister 

für Justiz, Europa und Verbraucherschutz 

K a r i n  P r i e n
Ministerin

für Bildung, Wissenschaft und Kultur

D r.  S a b i n e  S ü t t e r l i n – W a a c k 
Ministerin 

für Inneres, ländliche Räume, Integration
und Gleichstellung

J a n  P h i l i p p  A l b r e c h t
Minister

für Energiewende, Landwirtschaft, 
Umwelt, Natur und Digitalisierung

M o n i k a  H e i n o l d
Finanzministerin

D r.  H e i n e r  G a r g
Minister

für Soziales, Gesundheit, Jugend, 
Familie und Senioren

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 30. Juni 2020
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Anlage 1 (zu § 4 Absatz 1) 

Nach § 4 Absatz 1 zu berücksichtigende Punkte: 

1. die Eigenart der Vorschriften mit den angestrebten Zielen des Allgemeininte-
resses verbundenen Risiken, insbesondere der Risiken für Dienstleistungs-
empfänger, einschließlich Verbraucher, Berufsangehörige und Dritte;

2. die Frage, ob bestehende Regelungen spezifischer oder allgemeiner Art, etwa
die Regelungen in Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der Produktsicherheit
oder des Verbraucherschutzes, nicht ausreichen, um das angestrebte Ziel zu
erreichen;

3. die Eignung der Vorschriften hinsichtlich ihrer Angemessenheit zur Erreichung
des angestrebten Ziels, und ob sie diesem Ziel tatsächlich in kohärenter und
systematischer Weise gerecht werden und somit den Risiken entgegenwirken,
die bei vergleichbaren Tätigkeiten in ähnlicher Weise identifiziert wurden;

4. die Auswirkungen der Vorschriften auf den freien Personen- und Dienstleis-
tungsverkehr innerhalb der Europäischen Union, die Wahlmöglichkeiten für
die Verbraucher und die Qualität der bereitgestellten Dienstleistungen;

5. die Frage, ob zur Erreichung des im Allgemeininteresse liegenden Ziels auch
auf mildere Mittel zurückgegriffen werden kann; wenn die Vorschrift nur durch
den Verbraucherschutz gerechtfertigt ist und sich die identifizierten Risiken auf
das Verhältnis zwischen dem Berufsangehörigen und dem Verbraucher be-
schränken und sich deshalb nicht negativ auf Dritte auswirken, ist im Sinne
dieser Nummer insbesondere zu prüfen, ob das Ziel durch Maßnahmen er-
reicht werden kann, die milder sind als die Maßnahme, die Tätigkeiten zu reg-
lementieren.

6. die Wirkung der neuen und geänderten Vorschriften, wenn sie mit anderen
Vorschriften, die den Zugang zu reglementierten Berufen oder deren Aus-
übung beschränken, kombiniert werden, und insbesondere, wie die neuen o-
der geänderten Vorschriften kombiniert werden mit anderen Anforderungen
zum Erreichen desselben im Allgemeininteresse liegenden Ziels und ob sie
hierfür notwendig sind.



396	 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2020; Ausgabe 30. Juli 2020	 Nr. 13

Anlage 2 (zu § 4 Absatz 2) 

Nach § 4 Absatz 2 zu berücksichtigende Punkte: 

1. den Zusammenhang zwischen dem Umfang der von einem Beruf erfassten o-
der einem Beruf vorbehaltenen Tätigkeiten und der erforderlichen Berufsquali-
fikation;

2. den Zusammenhang zwischen der Komplexität der betreffenden Aufgaben
und der Notwendigkeit, dass diejenigen, die sie wahrnehmen, im Besitz einer
bestimmten Berufsqualifikation sind, insbesondere in Bezug auf Niveau, Ei-
genart und Dauer der erforderlichen Ausbildung oder Erfahrung;

3. die Möglichkeit, die beruflichen Qualifikationen auf alternativen Wegen zu er-
langen;

4. die Frage, ob und warum die bestimmten Berufen vorbehaltenen Tätigkeiten
mit anderen Berufen geteilt oder nicht geteilt werden können;

5. den Grad an Autonomie bei der Ausübung eines reglementierten Berufs und
die Auswirkungen von Organisations- und Überwachungsmodalitäten auf die
Erreichung des angestrebten Ziels, insbesondere wenn die mit einem regle-
mentierten Beruf zusammenhängenden Tätigkeiten unter der Kontrolle und
Verantwortung einer ordnungsgemäß qualifizierten Fachkraft stehen;

6. die wissenschaftlichen und technologischen Entwicklungen, die die Informati-
onsasymmetrie zwischen Berufsangehörigen und Verbrauchern tatsächlich
abbauen oder verstärken können.
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Anlage 3 (zu § 4 Absatz 3) 

Nach § 4 Absatz 3 zu berücksichtigende Punkte: 

1. Tätigkeitsvorbehalte, geschützte Berufsbezeichnung oder jede sonstige Form
der Reglementierung im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a der Richtli-
nie (EG) Nummer 36/2005;

2. Verpflichtungen zur kontinuierlichen beruflichen Weiterbildung;

3. Vorschriften in Bezug auf Berufsorganisation, Standesregeln und Überwa-
chung;

4. Pflichtmitgliedschaft in einer Berufsorganisation, Registrierungs- und Geneh-
migungsregelungen, insbesondere wenn diese Anforderungen den Besitz ei-
ner bestimmten Berufsqualifikation implizieren;

5. quantitative Beschränkungen, insbesondere Anforderungen, die die Zahl der
Zulassungen zur Ausübung eines Berufs begrenzen oder eine Mindest- oder
Höchstzahl der Arbeitnehmer, Geschäftsführer oder Vertreter festsetzen, die
bestimmte Berufsqualifikationen besitzen;

6. Anforderungen an bestimmte Rechtsformen oder Anforderungen in Bezug auf
die Beteiligungsstruktur oder Geschäftsleitung eines Unternehmens, soweit
diese Anforderungen unmittelbar mit der Ausübung des reglementierten Be-
rufs zusammenhängen;

7. geografische Beschränkungen, insbesondere dann, wenn der Beruf in Teilen
eines Mitgliedstaates in einer Weise reglementiert ist, die sich von der Regle-
mentierung in anderen Teilen unterscheidet;

8. Anforderungen, die die gemeinschaftliche oder partnerschaftliche Ausübung
eines reglementierten Berufs beschränken, sowie Unvereinbarkeitsregeln;

9. Anforderungen an den Versicherungsschutz oder andere Mittel des persönli-
chen oder kollektiven Schutzes in Bezug auf die Berufshaftpflicht;

10. Anforderungen an Sprachkenntnisse, soweit diese für die Ausübung des Be-
rufs erforderlich sind;

11. festgelegte Mindestpreisanforderungen;

12. festgelegte Höchstpreisanforderungen;

13. Anforderungen an die Werbung.
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Anlage 4 (zu § 4 Absatz 4) 

Nach § 4 Absatz 4 zu berücksichtigende Punkte: 

1. eine automatische vorübergehende Eintragung oder eine Pro-Forma-Mitglied-
schaft bei einer Berufsorganisation gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a der
Richtlinie (EG) Nummer 36/2005;

2. eine vorherige Meldung gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Richtlinie (EG) Nummer
36/2005, die gemäß Absatz 2 des genannten Artikels erforderlichen Doku-
mente oder eine sonstige gleichwertige Anforderung;

3. die Zahlung einer Gebühr oder von Entgelten, die vom Dienstleistungserbrin-
ger für die Verwaltungsverfahren im Zusammenhang mit dem Zugang zu reg-
lementierten Berufen oder deren Ausübung gefordert werden.
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1831/2020
Gesetz  

zur Änderung des Schulgesetzes*)
Vom 1. Juli 2020

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Schulgesetzes

Das Schulgesetz vom 24. Januar 2007 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 39, ber. S. 276), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Mai 2020 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 220), wird wie folgt geändert:

1.	 In der Inhaltsübersicht werden im Achten Teil, 
Abschnitt II die Worte „§ 129 a Schleswig-Hol-
steinisches Institut für Berufliche Bildung - Lan-
desamt - (SHIBB)“ eingefügt.

2.	 In § 17 Absatz 1 werden folgende Sätze 2 und 3 
angefügt:

„Sie dürfen in der Schule und bei sonstigen Schul-
veranstaltungen ihr Gesicht nicht verhüllen, es sei 
denn, schulische Gründe erfordern dies. Zur Ver-
meidung einer unbilligen Härte kann die Schullei-
terin oder der Schulleiter Ausnahmen zulassen.“

3.	 In § 33 wird nach Absatz 6 folgender Absatz 7 
angefügt:

„(7) § 34 Absatz 8 gilt für die Schulleiterinnen 
und Schulleiter entsprechend.“

4.	§ 34 wird wie folgt geändert:

a)	 Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 8 ein-
gefügt:

„(8) Die Lehrkräfte und das Betreuungspersonal 
gemäß Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 und 5 Satz 1, 
Absatz 6 und 7 sowie Praktikantinnen und Prak-
tikanten in einem Lehramtsstudiengang dürfen 
in der Schule und bei Schulveranstaltungen 
entsprechend § 34 Beamtenstatusgesetz ihr 
Gesicht nicht verhüllen, es sei denn, dienstliche 
oder gesundheitliche Gründe erfordern dies.“

b)	 Die bisherigen Absätze 8 und 9 werden Ab-
sätze 9 und 10.

5.	§ 39 wird wie folgt geändert:

a)	 Folgender neuer Absatz 6 wird eingefügt:

„(6) Bei den berufsbildenden Schulen führt die 
dem Schleswig-Holsteinischen Institut für Be-
rufliche Bildung - Landesamt - (SHIBB) überge-
ordnete oberste Landesbehörde das Verfahren 
nach den Absätzen 1 bis 5 durch.“

b)	 Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7.

6.	 In § 40 Absatz 1 werden nach den Worten „des 
für Bildung zuständigen Ministeriums“ die Worte 
„, bei berufsbildenden Schulen nach Entschei-

dung der dem SHIBB übergeordneten obersten 
Landesbehörde,“ eingefügt.

7.	§ 65 wird folgender Absatz 6 angefügt:

„(6) Wird der Unterricht in der Oberstufe nicht in 
einem festen Klassen- oder Lerngruppenverband 
erteilt, gilt die gesamte Jahrgangsstufe als Lern-
gruppe gemäß Absatz 1 Satz 1. Klassensprecherin 
oder Klassensprecher ist dabei eine Schülerin oder 
ein Schüler, die oder der gemäß § 81 Absatz 2 
Satz 3 für die Jahrgangsstufe in die Klassen-
sprecherversammlung gewählt worden ist; eine 
Stellvertretung untereinander für die jeweilige 
Teilnahme an einer Sitzung ist zulässig.“

8.	§ 109 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Das Schleswig-Holsteinische Institut für Beruf-
liche Bildung - Landesamt - (SHIBB) und das RBZ 
schließen Zielvereinbarungen ab, insbesondere über:

1.	die nähere Ausgestaltung der von dem RBZ zu 
erfüllenden Pflichten und Leistungen unter Be-
rücksichtigung des öffentlichen Bedürfnisses,

2.	die durch das SHIBB zu veranlassenden Stel-
lenzuweisungen,

3.	die durch das SHIBB zur Verfügung zu stel-
lenden Mittel für die persönlichen Kosten der 
Lehrkräfte,

4.	die Maßnahmen zur Sicherung der Qualität 
des Angebotes im Rahmen des staatlichen 
Auftrages.“

9.	§ 110 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Davon ausgenommen sind die §§ 10, 33 Ab-
satz 2 Satz 2, Absatz 3 Satz 1, Absatz 4 bis 6, 
§§ 37, 38 und 40, §§ 52, 58, 59, 64 Absatz 1 
und 2, § 66 Absatz 1, 2 und 4, § 96 Satz 2.“

b)	 In Absatz 2 wird Satz 2 gestrichen.

10.		In § 126 wird Absatz 5 gestrichen.

11.		§ 129 erhält folgende Fassung:

„§ 129 
Schulaufsichtsbehörden

(1) Untere Schulaufsichtsbehörde ist das Schulamt. 
Obere Schulaufsichtsbehörde ist das Schleswig-
Holsteinische Institut für Berufliche Bildung - Lan-
desamt - (SHIBB). Oberste Schulaufsichtsbehörde 
ist das für Bildung zuständige Ministerium; es führt 
den Begriff Bildung in der Ressortbezeichnung.

(2) Zuständig ist

1.	die untere Schulaufsichtsbehörde in den Krei-
sen für die Aufgaben nach § 125 Absatz 3 

*)	 Ändert Ges. vom 24. Januar 2007, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 223-9
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hinsichtlich der Grundschulen, Gemein-
schaftsschulen und Förderzentren,

2.	die untere Schulaufsichtsbehörde in den 
kreisfreien Städten für die Aufgaben nach 
§ 125 Absatz 3 Nummer 1 bis 3 hinsichtlich 
der Grundschulen, Gemeinschaftsschulen 
und Förderzentren,

3.	die obere Schulaufsichtsbehörde im Schles-
wig-Holsteinischen Institut für Berufliche 
Bildung - Landesamt - (SHIBB)

a)	 für die Aufgaben nach § 125 Absatz 2 
Nummer 1 bis 3 und Absatz 3 hinsichtlich 
der berufsbildenden Schulen einschließ-
lich der Regionalen Berufsbildungszent-
ren,

b)	 für die Aufgaben nach § 125 Absatz 2 
Nummer 1 bis 3 und Absatz 3 Nummer 1 
bis 3 hinsichtlich der berufsbildenden 
Schulen, deren Träger das Land ist,

c)	 für die Aufgaben nach § 125 Absatz 2 Num-
mer 1 bis 3 und Absatz 3 hinsichtlich be-
sonderer berufsbildender Versuchsschulen,

4.	die oberste Schulaufsichtsbehörde

a)	 für die Aufgaben nach § 125 Absatz 3 
hinsichtlich der Gymnasien, Gemein-
schaftsschulen mit Oberstufe und der 
besonderen allgemeinbildenden Ver-
suchsschulen sowie der Förderzentren 
als besondere Versuchsschulen,

b)	 für die Aufgaben nach § 125 Absatz 3 
Nummer 1 bis 3 hinsichtlich der allgemein 
bildenden Schulen und Förderzentren, de-
ren Träger das Land ist,

c)	 für die Aufgabe nach § 125 Absatz 3 
Nummer 4 hinsichtlich der Grundschu-
len und Förderzentren, deren Träger ein 
Kreis, eine kreisfreie Stadt oder ein ent-
sprechender Schulverband ist.

(3) Das für Bildung zuständige Ministerium kann 
durch Verordnung Aufgaben der obersten Schul-
aufsichtsbehörde auf die obere und die untere 
Schulaufsichtsbehörde übertragen.

(4) Verordnungen des für Bildung zuständigen 
Ministeriums und einzelne Vorschriften in diesen 
Verordnungen sind im Benehmen mit der dem 
SHIBB übergeordneten obersten Landesbehörde 
zu erlassen, soweit sie unmittelbar die berufs-
bildenden Schulen einschließlich der Regionalen 
Berufsbildungszentren betreffen; dies gilt auch 
für die Verordnung zu Zeugnissen gemäß § 16 
Absatz 1 Satz 2 und für die Verordnung gemäß 
§ 126 Absatz 2 Nummer 9. Im Übrigen sind 
das SHIBB und die ihm übergeordnete oberste 
Landesbehörde vor Erlass, Aufhebung oder Än-
derung einer Verordnung anzuhören.“

12.		Folgender § 129 a wird eingefügt:

„§ 129 a 
Schleswig-Holsteinisches Institut für 

Berufliche Bildung - Landesamt - (SHIBB)

(1) Das Schleswig-Holsteinische Institut für Be-
rufliche Bildung - Landesamt - (SHIBB) nimmt als 
eine Landesoberbehörde Aufgaben der berufli-
chen Bildung wahr. Innerhalb seines Zuständig-
keitsbereichs obliegen ihm die in § 134 Absatz 1 
bestimmten Aufgaben des Instituts für Quali-
tätsentwicklung. Die dem SHIBB übergeordnete 
oberste Landesbehörde regelt die Arbeitszeit 
der am Institut tätigen Studienleiterinnen und 
Studienleiter durch Verordnung; das für Bildung 
zuständige Ministerium ist vorab anzuhören.

(2) Das SHIBB arbeitet bei der Aus-, Fort- und 
Weiterbildung von Lehrkräften sowie bei allen 
schulartübergreifenden pädagogischen, organi-
satorischen und rechtlichen Fragen eng mit der 
obersten und unteren Schulaufsicht, mit dem 
Institut für Qualitätsentwicklung und mit den 
Hochschulen des Landes zusammen.

(3) Beim SHIBB wird ein Kuratorium mit beraten-
der Funktion in Angelegenheiten der beruflichen 
Bildung eingerichtet. Es setzt sich aus der gleichen 
Anzahl von Vertreterinnen und Vertretern der für 
Bildung, für Wirtschaft, für Landwirtschaft und für 
Gesundheit zuständigen Ministerien sowie gege-
benenfalls weiterer oberster Landesbehörden, der 
Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und der Schulträger 
sowie der berufsbildenden Schulen einschließlich 
der Regionalen Berufsbildungszentren zusammen. 
Das Nähere regelt eine Geschäftsordnung.

(4) Die Dienstaufsicht über das SHIBB obliegt der 
ihm übergeordneten obersten Landesbehörde. Die 
oberste Schulaufsichtsbehörde übt die Fachauf-
sicht über die obere Schulaufsicht im SHIBB aus.“

13.		§ 134 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Das für Bildung zuständige Ministerium 
kann dem Institut weitere Aufgaben übertra-
gen und die Wahrnehmung der in Absatz 1 
genannten Aufgaben durch Verwaltungsvor-
schrift näher ausgestalten.“

b)	 Folgender Absatz 3 wird angefügt:

„(3) Das für Bildung zuständige Ministerium 
regelt die Arbeitszeit der am Institut tätigen 
Studienleiterinnen und Studienleiter durch 
Verordnung.“

14.		§ 137 Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Für Schulen, deren Träger das Land ist, kann die 
Landesregierung durch Verordnung die Zustän-
digkeiten für den Erlass von Verordnungen und 
Verwaltungsvorschriften nach § 126 Absatz 2 bis 
4, für die Aufgaben nach § 125 Absatz 2 Num- 
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mer 1 und 2, Absatz 3 und 4 und die Zuständig-
keiten der Schulaufsichtsbehörden nach § 129 
abweichend von den Vorschriften dieses Geset-
zes regeln sowie Aufgaben der Schulaufsichtsbe-
hörden auf andere Landesbehörden übertragen.“

15.		§ 141 Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Abweichend von Absatz 1 und 2 sind die be-
rufsbildenden Schulen einschließlich der RBZ für 
die Entscheidung über den Widerspruch gegen 
durch sie erlassene Verwaltungsakte zuständig.“

16.		In § 142 Absatz 1 Nummer 5 werden das Wort 
„Altenpflegehilfe“ durch das Wort „Pflegehilfe“ 
sowie die Worte „Ministerium für Soziales, Ge-
sundheit, Familie, Jugend und Senioren“ durch die 
Worte „für Gesundheit zuständige Ministerium“ 
ersetzt.

17.		§ 148 wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Die §§ 39, 40, 109, 126, 129 und 141 fin-
den in ihrer am 31. Juli 2020 geltenden Fassung 
bis zu dem Zeitpunkt Anwendung, an dem das 
Schleswig-Holsteinische Institut für Berufliche Bil-
dung - Landesamt - (SHIBB) rechtswirksam errich-
tet worden ist. § 129a findet ab dem Zeitpunkt 
Anwendung, an dem das SHIBB rechtswirksam 
errichtet worden ist. Wird das SHIBB nicht im 
Geschäftsbereich des für Bildung zuständigen Mi-
nisteriums errichtet, gelten die auch oder nur für 
die berufsbildenden Schulen von diesem in dienst-
rechtlicher Hinsicht erlassenen Verwaltungsvor-
schriften bis zu ihrem Neuerlass, ihrer Änderung 
oder ihrer Aufhebung unverändert fort.“

18.		§ 148c erhält folgende Fassung:

„§ 148c 
Notenbildung und Konferenzen 

im Schuljahr 2020/21

(1) Soweit im Schuljahr 2020/21 aufgrund des 
Corona-Pandemie-Geschehens in der Schule kein 
oder nur ein eingeschränkter Unterricht stattfin-
den kann, sind fachbezogene Leistungen, die 
Schülerinnen und Schüler auf Veranlassung der 
Schule außerhalb des Präsenzunterrichts erbrin-
gen, bei der Leistungsbewertung und Notenbil-
dung zu berücksichtigen, sofern eine angemes-
sene Gewichtung der Leistung möglich ist.

(2) Die an allgemeinbildenden und berufsbilden-
den Schulen einschließlich der RBZ durch dieses 
Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes bestehen-
den Konferenzen können im Schuljahr 2020/21 
Beschlüsse auch in Sitzungen fassen, die unter 
Einsatz geeigneter informationstechnischer Über-
tragungsverfahren durchgeführt werden, in denen 
sich die Konferenzteilnehmerinnen und Konfe-
renzteilnehmer gegenseitig in Echtzeit sehen und 
hören oder nur hören können. Abweichend von § 
68 Absatz 7 können Wahlhandlungen in Konfe-
renzen offen durch Brief erfolgen. Satz 1 und 2 
gelten für Elternversammlungen (§ 69 Absatz 1), 
Elternvertretungen (§ 70 Absatz 1) und Schüler-
vertretungen (§§ 81 bis 83) entsprechend.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. August 2020 in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt Artikel 1 Num- 
mer 1, 5, 6, 8, Nummer 10 bis 12 sowie Nummer 15 
und 17 am 1. Januar 2021 in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 1. Juli 2020

	 D a n i e l  G ü n t h e r	 K a r i n  P r i e n
	 Ministerpräsident	 Ministerin 
		  für Bildung, Wissenschaft und Kultur
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Landesverordnung  
zur Änderung der Beihilfeverordnung*)

Vom 30. Juni 2020
Aufgrund des § 80 Absatz 1 des Landesbeamtenge-
setzes vom 26. März 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 93, 
ber. S. 261), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 12. Dezember 2018 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 896), Ressortbezeichnungen ersetzt durch Verord-
nung vom 16. Januar 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 30), 
verordnet die Landesregierung:

Artikel 1

Die Beihilfeverordnung vom 15. November 2016 
(GVOBl. Schl.-H. S. 863), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 der Verordnung vom 4. Dezember 2018 
(GVOBl. Schl.-H. S. 815), wird wie folgt geändert:

1.	 In § 3 Absatz 1 Nummer 2 werden die Worte „, 
Kinder der oder des Beihilfeberechtigten, für die 
das Steueränderungsgesetz 2007 vom 19. Juli 
2006 (BGBl. I S. 1652) zu einer Herabsetzung 
der Höchstdauer des Kindergeldanspruchs führt 
und die im Wintersemester 2006/2007 an einer 
Hochschule eingeschrieben sind, gelten für die 
Dauer des Studiums, längstens jedoch bis zur 
Vollendung des 27. Lebensjahres zuzüglich ge-
leisteter Wehr- und Zivildienstzeiten, abweichend 
von Halbsatz 1 als berücksichtigungsfähige An-
gehörige“ gestrichen. 

2.	§ 8 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 wird folgender Satz 7 angefügt: 

„Aufwendungen für Leistungen, die als in-
tegrierte Versorgung erbracht und pauschal 
berechnet werden, sind in der Höhe der Pau-
schalbeträge beihilfefähig, wenn dazu Verträge 
zwischen den Leistungserbringerinnen und 
Leistungserbringern und den Unternehmen der 
privaten Krankenversicherung abgeschlossen 
wurden oder Verträge zu integrierten Versor-
gungsformen nach § 140a SGB V bestehen.“

b)	 Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	Die Nummer 6 wird gestrichen.

bb)	Die bisherigen Nummern 7 bis 10 werden 
die Nummern 6 bis 9.

3.	§ 9 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

„3.	ein von einer Ärztin oder einem Arzt 
schriftlich verordnetes Heilmittel und 
die dabei verbrauchten Stoffe; zu Heil-
mitteln gehören auch ärztlich verord-
nete Bäder (ausgenommen Saunabäder 
und Aufenthalte in Mineral- oder Ther-

malbädern außerhalb einer Behandlung 
in einer Rehabilitationseinrichtung oder 
Heilkur), Massagen, Bestrahlungen, 
Krankengymnastik, Bewegungs-, Be-
schäftigungs- und Sprachtherapien; die 
Heilmittel müssen von einer Beschäf-
tigungs- und Arbeitstherapeutin oder 
einem Beschäftigungs- und Arbeitsthe-
rapeuten, Ergotherapeutin oder Ergo-
therapeuten, Physiotherapeutin oder 
Physiotherapeuten, Krankengymnastin 
oder Krankengymnasten, Logopädin 
oder Logopäden, Sprachheilpädagogin 
oder Sprachheilpädagogen, Masseurin 
oder Masseur, Masseurin und medizi-
nischen Bademeisterin oder Masseur 
und medizinischen Bademeister oder 
Podologin oder Podologen angewendet 
werden; die Höchstbeträge sind in An-
lage 4 bestimmt,“

bb)	Es wird eine Nummer 7a mit folgendem 
Wortlaut eingefügt:

„7a.	eine Kurzzeitpflege entsprechend § 42 
SGB XI in zugelassenen Einrichtungen 
nach dem Elften Buch Sozialgesetz-
buch oder in anderen geeigneten Ein-
richtungen, wenn die Notwendigkeit 
der Kurzzeitpflege ärztlich bescheinigt 
wurde, die häusliche Krankenpflege 
nach Nummer 7 nicht ausreichend 
ist und keine Pflegebedürftigkeit der 
Pflegegrade 2 bis 5 vorliegt,“

cc)	In Nummer 8 wird die Angabe „zu 9,00 €
stündlich“ durch die Worte „zur Höhe des 
gesetzlichen Mindestlohns“ und die An-
gabe „72,00 €“ durch die Angabe „acht 
Zeitstunden“ ersetzt.

dd)	Es wird eine Nummer 13a mit folgendem 
Wortlaut eingefügt:

„13a.	Kryokonservierung von Ei- oder Samen- 
zellen oder von Keimzellgewebe 
sowie die dazugehörigen medizini-
schen Maßnahmen, wenn die Kryo- 
konservierung wegen einer Erkran-
kung und deren Behandlung mit ei-
ner keimzellschädigenden Therapie 
medizinisch notwendig erscheint, 
um spätere medizinische Maßnahmen 
zur Herbeiführung einer Schwanger-
schaft nach Nummer 13 vornehmen 
zu können; der Anspruch besteht 
nicht für Frauen, die das 40. und für 
Männer, die das 50. Lebensjahr voll-

*)	 Ändert LVO vom 15. November 2016, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 2032-1-17
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endet haben; § 27a Absatz 5 SGB V 
gilt entsprechend,“

ee)	In Nummer 17 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und folgende neue Num-
mer 18 angefügt: 

„18.	 eine Soziotherapie, wenn die oder 
der Beihilfeberechtigte oder be-
rücksichtigungsfähige Angehörige 
wegen einer schweren psychischen 
Erkrankung nicht in der Lage ist, 
ärztliche oder ärztlich verordnete 
Leistungen selbständig in Anspruch 
zu nehmen, und durch die Soziothe-
rapie eine Krankenhausbehandlung 
vermieden oder verkürzt wird; dies 
gilt auch, wenn die Krankenhaus-
behandlung geboten, aber nicht 
durchführbar ist; Voraussetzungen, 
Ziele, Inhalt, Umfang, Dauer und 
Häufigkeit der Soziotherapie bestim-
men sich nach den Richtlinien des 
Gemeinsamen Bundesausschusses 
(§ 92 SGB V).“

b)	 In Absatz 2 Nummer 8 werden die Worte „erb-
lich bedingtem“ gestrichen. 

4.	§ 12 Absatz 5 wird wie folgt geändert:

a)	 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Die Festsetzungsstelle entscheidet über die 
Beihilfefähigkeit der Aufwendungen bei Versi-
cherten der privaten oder sozialen Pflegeversi-
cherung aufgrund eines Einstufungsbeschei-
des der jeweiligen Pflegeversicherung, der das 
Vorliegen einer dauernden Pflegebedürftigkeit 
und Art und notwendigen Umfang des Hilfe-
bedarfs sowie den Pflegegrad bescheinigt.“ 

b)	 Satz 2 wird gestrichen.

5.	 In § 12a Absatz 6 werden die Sätze 4 und 5 
gestrichen.

6.	§ 12c wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe „Satz 4“ 
durch die Angabe „Satz 3“ ersetzt.

b)	 In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „1.200 €“ 
durch die Angabe „1.400 €“ ersetzt.

7.	§ 14 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 wird wie folgt 
gefasst:

„4.	bei Personen ab Vollendung des acht-
zehnten Lebensjahres bis zum Ende des 
35. Lebensjahres die Kosten für eine Ge-
sundheitsuntersuchung, insbesondere zur 
Früherkennung von Hautkrebs-, Herz-, 
Kreislauf- und Nierenerkrankungen sowie 
der Zuckerkrankheit; bei Personen ab Voll-
endung des 35. Lebensjahres sind diese 
Aufwendungen jedes dritte Jahr beihilfe-
fähig,“

b)	 Es wird ein neuer Absatz 5 angefügt: 

„(5) Beihilfefähig sind Aufwendungen zur 
Prävention schwerer Erkrankungen der un-
teren Atemwege, die durch das Respirato-
rische-Synzytial-Virus (RSV) hervorgerufen 
werden, bei berücksichtigungsfähigen Kin-
dern, die

1.	bis zur vollendeten 28. Schwanger-
schaftswoche (28 (+6) Schwanger-
schaftswochen) geboren wurden und 
zu Beginn der RSV-Saison jünger als 6 
Monate sind oder

2.	 zu Beginn der RSV-Saison unter 2 Jahre 
alt sind und innerhalb der letzten 6 
Monate wegen bronchopulmonaler 
Dysplasie begleitende therapeutische 
Maßnahmen benötigten oder bei denen 
ein hämodynamisch signifikanter ange-
borener Herzfehler oder eine schwere 
Herzinsuffizienz vorliegt.“

8.	 In § 16 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „(§ 8 
Absatz 1)“ durch die Angabe „(§ 8 Absatz 2)“ 
ersetzt.

9.	 In Anlage 1 Nummer 17.1 wird in der Anmerkung 
zur Leistungsbeschreibung das Wort „nicht“ ge-
strichen.
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10.		Anlage 2 wird wie folgt gefasst:
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11.		In Anlage 3 Nummer 4 wird unter Nummer 1 
der Satz 2 gestrichen.

12.		Anlage 4 wird wie folgt gefasst:
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13.		Anlage 5 wird wie folgt gefasst:
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft.

	 D a n i e l  G ü n t h e r
	 Ministerpräsident

	 M o n i k a  H e i n o l d
 	 Finanzministerin

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 30. Juni 2020
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Landesverordnung  
zur Änderung der SGB XII-Schiedsstellenverordnung*)

Vom 30. Juni 2020
Aufgrund des § 81 Absatz 5 des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch – Sozialhilfe - vom 27. Dezember 
2003 (BGBl. I S. 3022), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 17 des Gesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBl. I 
S. 1055), in Verbindung mit § 28 Absatz 1 Satz 1 Lan-
desverwaltungsgesetz verordnet die Landesregierung:

Artikel 1

Die SGB XII-Schiedsstellenverordnung vom 30. No-
vember 2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 770) wird wie 
folgt geändert:

1.	Die Überschrift wird wie folgt geändert:

Die Angabe „§ 80“ wird durch die Angabe „§ 81“ 
ersetzt.

2.	§ 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 wird die Angabe „§ 80 Abs. 1 
Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII)“ 
durch die Angabe „§ 81 Absatz 1 des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch – Sozialhilfe – vom 
27. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3022), zuletzt 
geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 
14. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2789),“ ersetzt

b)	 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	Nach dem Wort „Ministerium“ wird das 
Wort „(Ministerium)“ eingefügt.

bb)	Die Angabe „§ 80 Abs. 2 Satz 6 SGB XII“ 
wird durch die Angabe „§ 81 Absatz 3 
Satz 6 SGB XII“ ersetzt.“

c)	 In Absatz 3 wird nach Satz 1 folgender Satz 
eingefügt:

„Die beteiligten Organisationen im Sinne des § 4 
Absatz 2 können einvernehmlich und mit Zu-
stimmung des Ministeriums entscheiden, dass 
die Geschäfte der Schiedsstelle abweichend 
von Satz 1 künftig von einer der beteiligten 
Organisationen geführt werden.“

d)	 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„Die Schiedsstelle gibt sich eine Geschäfts-
ordnung, über die mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der Mitglieder zu entscheiden ist.“

3.	Nach § 1 wird folgender § 2 eingefügt:

„§ 2  
Bezeichnung und Aufgaben

(1) Die Schiedsstelle führt die Bezeichnung 
„Schiedsstelle für Angelegenheiten des SGB XII“. 

(2) Die Schiedsstelle entscheidet in den ihr nach 
dem SGB XII zugewiesenen Angelegenheiten.“

4.	Der bisherige § 2 wird § 3 und wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 werden die Wörter „Träger von 
Einrichtungen“ durch das Wort „Leistungs-
erbringer“ ersetzt und nach dem Wort „So-
zialhilfe“ werden die Wörter „(Mitglieder der 
Schiedsstelle)“ eingefügt.

b)	 In Absatz 2 Satz 2 wird nach dem Wort „Die“ 
und nach dem Wort „der“ jeweils das Wort 
„jeweilige“ eingefügt.

c)	 In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „Träger 
einer Einrichtung“ durch das Wort „Leistungs-
erbringer“ ersetzt.

5.	Der bisherige § 3 wird § 4 und wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Satz 4 werden die Wörter „Träger 
der Einrichtungen“ durch das Wort „Leistungs-
erbringer“ ersetzt.

b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa)	Dem Wort „Organisationen“ wird das Wort 
„Beteiligte“ vorangestellt.

bb)	Die Wörter „Vereinigungen der Träger der 
freigemeinnützigen oder privatgewerbli-
chen Einrichtungen, Träger kommunaler 
Einrichtungen“ werden durch die Wörter 
„Vereinigungen der freigemeinnützigen 
oder privatgewerblichen Leistungserbringer, 
kommunalen Leistungserbringer“ ersetzt.

c)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa)	In Satz 1 werden die Wörter „Träger der 
Einrichtungen“ durch das Wort „Leistungs-
erbringer“ ersetzt.

bb)	In Satz 1 Nummer 2 wird das Wort „Trä-
ger“ durch das Wort „Leistungserbringer“ 
ersetzt.

cc)	In Satz 1 Nummer 3 wird das Wort „Träger“ 
durch das Wort „Leistungserbringer“ ersetzt. 

dd)	In Satz 2 wird das Wort „Einrichtungsträger“ 
durch das Wort „Leistungserbringer“ ersetzt.

ee)	Es wird folgender Satz 3 angefügt:

„Bei der Bestellung der Mitglieder nach Satz 1 
ist sicherzustellen, dass die paritätische 
Besetzung zwischen den Trägern der So-
zialhilfe und den Leistungserbringern nicht 
durch Interessenkonflikte infolge der Tätig-
keit eines Mitglieds für mehr als eine Organi-
sation, insbesondere einer Tätigkeit sowohl 
auf der Seite der Träger der Sozialhilfe als 
auch auf der Seite der Leistungserbringer 
im Sinne von Satz 1, beeinträchtigt wird.“

*)	 Ändert LVO vom 30. November 2010, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. B 200-0-32
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d)	 In Absatz 5 wird die Angabe „§ 80 Abs. 2 Satz 6 
SGB XII“ durch die Angabe „§ 81 Absatz 3 
Satz 6 SGB XII“ ersetzt.

e)	 Absatz 6 wird durch folgenden Absatz 6 er-
setzt und die folgenden Absätze 7 bis 9 wer-
den angefügt:

„6) Die Bestellung der Mitglieder wird mit der 
schriftlichen Einverständniserklärung der Betroffe-
nen zur Amtsübernahme wirksam. Die Geschäfts-
stelle ist hiervon schriftlich in Kenntnis zu setzen. 
Sie unterrichtet die beteiligten Organisationen. 

(7) Die oder der Vorsitzende verpflichtet die Mit-
glieder nach der Bestellung zu gewissenhafter 
Tätigkeit und zur Verschwiegenheit. Dabei ist 
auf die strafrechtlichen Folgen einer Pflichtver-
letzung hinzuweisen. Die Organisationen der 
Mitglieder der Schiedsstelle haben die von 
ihnen beschäftigten Personen in schriftlicher 
Form zur Verschwiegenheit über die Angelegen-
heiten der Schiedsstelle zu verpflichten. Zudem 
haben sie in geeigneter Weise auf die Einhal-
tung der Verschwiegenheitspflicht hinzuwirken. 

(8) Bei der Bestellung der Mitglieder sollen 
Frauen und Männer jeweils hälftig berücksich-
tigt werden. 

(9) Die Absätze 1 bis 8 gelten für die Bestellung 
der stellvertretenden Mitglieder entsprechend.“

6.	Der bisherige § 4 wird § 5 und wie folgt gefasst:

„§ 5  
Amtsdauer, Amtsperiode

(1) Die Amtsdauer der Mitglieder der Schieds-
stelle beträgt vier Jahre (Amtsperiode). 

(2) Die Mitglieder bleiben nach Ablauf der Amts-
periode bis zur Bestellung ihrer Nachfolgerinnen 
oder Nachfolger gemäß Absatz 3 oder ihrer erneu-
ten Bestellung geschäftsführend im Amt. 

(3) Scheidet ein Mitglied vor Ablauf seiner Amts-
periode aus, wird ein neues Mitglied für den Rest 
der Amtsperiode bestellt (Nachfolgerin oder Nach-
folger). 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für stellvertretende 
Mitglieder entsprechend.“

7.	Der bisherige § 5 wird § 6 und wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa)	In Satz 2 werden die Wörter „für die So-
zialhilfe zuständige“ gestrichen.

bb)	Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

„Ein wichtiger Grund im Sinne von Satz 1 
und 2 ist gegeben, wenn die oder der Vor-
sitzende in grober Weise gegen ihre oder 
seine Amtspflichten verstoßen hat oder 
Tatsachen vorliegen, aufgrund derer einer 
beteiligten Organisation unter Berücksich-

tigung aller Umstände des Einzelfalles die 
Fortdauer der Bestellung des betroffenen 
Mitglieds bis zum Ablauf der Amtsperiode 
nicht zugemutet werden kann.“

cc)	In Satz 5 wird die Angabe „3“ durch die 
Angabe „4“ ersetzt.

b)	 In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „für die 
Sozialhilfe zuständigen“ gestrichen.

c)	 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa)	In Satz 1 werden die Wörter „oder der 
Vorsitzenden oder dem Mitglied, dessen 
Stellvertreterin oder Stellvertreter“ durch 
die Wörter „betroffenen Mitglied“ ersetzt.

bb)	in Satz 2 wird nach dem Wort „ist“ das 
Wort „darüber“ eingefügt.

d)	 in Absatz 5 werden die Worte „wichtigem 
Grund“ durch die Wörter „begründetem An-
lass, der glaubhaft zu machen ist,“ ersetzt.

e)	 In Absatz 6 wird das Wort „Geschäftstelle“ 
durch das Wort „Geschäftsstelle“ ersetzt.

8.	Der bisherige § 6 wird § 7 und wie folgt geändert:

In Absatz 1 wird folgender Satz 3 angefügt:

„Das verhinderte Mitglied händigt dem stellver-
tretenden Mitglied bereits von der Geschäftsstelle 
erhaltene Verfahrensunterlagen in eigener Verant-
wortung unverzüglich aus.“

9.	Der bisherige § 7 wird § 8 und wie folgt geändert:

a)	 In der Überschrift werden vor dem Wort „An-
trag“ die Wörter „Einleitung des Schiedsver-
fahrens,“ eingefügt.

b)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Das Schiedsverfahren beginnt mit dem 
von einer Vertragspartei bei der Geschäfts-
stelle schriftlich gestellten Antrag.“

c)	 Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ein-
gefügt:

„(2) Es kann ein Antrag gestellt werden über 

1.	 die Gegenstände nach § 76 SGB XII, über 
die eine Vereinbarung nicht zustande ge-
kommen ist, zu entscheiden oder 

2.	 die Höhe des Kürzungsbetrages nach § 79 
Absatz 1 SGB XII zu entscheiden.“

d)	 Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und wie 
folgt geändert:

aa)	Es wird folgender neuer Satz 1 vorangestellt:

„Der Antrag ist in zwölffacher Ausfertigung 
bei der Geschäftsstelle einzureichen.“

bb)	In Satz 3 wird das Wort „Antragsstellerin“ 
durch das Wort „Antragstellerin“ und das 
Wort „Antragssteller“ durch das Wort „An-
tragsteller“ ersetzt.
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10.		Der bisherige § 8 wird § 9 und wie folgt geän-
dert:

a)	 In Absatz 1 werden nach dem Wort „Antrag“ 
die Wörter „nach § 8“ eingefügt.

b)	 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa)	Die Angabe „§ 7 Abs. 2“ wird durch die 
Angabe „§ 8 Absatz 3“ ersetzt.

bb)	Nach dem Wort „Verhandlungen“ wird 
ein Komma eingefügt.

c)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Antragsstellerin“ 
durch das Wort „Antragstellerin“ und das 
Wort „Antragsstellers“ durch das Wort „An-
tragstellers“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort „Antragsstellerin“ 
durch das Wort „Antragstellerin“ und das 
Wort „Antragssteller“ durch das Wort „An-
tragsteller“ ersetzt.

d)	 In Absatz 5 Satz 6 wird das Wort „abgekürzt“ 
durch das Wort „verkürzt“ ersetzt.

11.		Der bisherige § 9 wird § 10 und wie folgt geän-
dert:

a)	 In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Stellvertretung“ die Wörter „der oder des 
Vorsitzenden“ eingefügt.

b)	 In Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefügt:

„Mit schriftlicher Zustimmung der Verfah-
rensbeteiligten kann die Schiedsstelle ohne 
mündliche Verhandlung und, sofern es für 
diesen Fall in der Geschäftsordnung bestimmt 
ist, im Umlaufverfahren entscheiden.“

c)	 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa)	Satz 2 wird gestrichen.

bb)	Im neuen Satz 2 wird das Wort „Weitere“ 
gestrichen.

d)	 In Absatz 6 Satz 2 Nummer 2 wird das Wort 
„erschienen“ durch das Wort „erschienenen“ 
ersetzt.

12.		Der bisherige § 10 wird § 11 und wie folgt ge-
ändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	In Satz 1 wird das Wort „Antragsstellung“ 
durch das Wort „Antragstellung“ ersetzt.

bb)	In Satz 2 wird die Angabe „§ 9 Abs. 7“ 
durch die Angabe „§ 10 Absatz 7“, das 
Wort „Antragsstellerin“ durch das Wort 
„Antragstellerin“ und das Wort „Antrags-
stellers“ durch das Wort „Antragstellers“ 
ersetzt.

b)	 In Absatz 2 werden die Worte „Träger der 
Einrichtungen“ durch das Wort „Leistungs-
erbringer“ ersetzt.

13.		Der bisherige § 11 wird § 12 und wie folgt ge-
ändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	In Satz 2 wird die Angabe „200“ durch 
die Angabe „300“ ersetzt.

bb)	In Satz 3 werden die Wörter „zur Vorbe-
reitung eines Erörterungstermins nach § 8 
Abs. 4 oder eines Termins zur mündlichen 
Verhandlung nach § 8 Abs. 5“ gestrichen 
und die Angabe „75 Euro“ durch die Wör-
ter „die Hälfte“ ersetzt.

b)	 In Absatz 2 werden nach dem Wort „haben“ 
die Wörter „oder für die sie in Fällen des § 4 
Absatz 5 bestellt worden sind“ eingefügt.

c)	 In Absatz 3 wird die Angabe „Gesetz vom 
30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2449)“ durch die 
Angabe „Artikel 5 Absatz 2 des Gesetzes vom 
11. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2222)“ ersetzt.

14.		Der bisherige § 12 wird § 13 und wie folgt 
geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	In Satz 3 wird die Angabe „§ 8 Abs. 1“ 
durch die Angabe „§ 9 Absatz 1“ ersetzt.

bb)	in Satz 4 wird die Angabe „§ 10 Abs. 1 
Satz 1“ durch die Angabe „§ 11 Absatz 1 
Satz 1“ ersetzt.

b)	 In Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 wird das Wort 
„Antragsstellerin“ durch das Wort „Antrag-
stellerin“ und das Wort „Antragssteller“ durch 
das Wort „Antragsteller“ ersetzt.

c)	 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Die Gebühren richten sich nach der Be-
deutung, der Schwierigkeit sowie dem Auf-
wand des Verfahrens. Der Gebührenrahmen 
beträgt 500,00 Euro bis 10.000,00 Euro.“

d)	 In Absatz 4 werden die Angabe „§ 8 Abs. 3“ 
durch die Angabe „§ 9 Absatz 3“ und die 
Wörter „bestimmt den Streitwert nach Er-
messen“ durch die Wörter „setzt die Gebüh-
ren nach Ermessen fest“ ersetzt.

e)	 Absatz 5 wird wie folgt geändert:

aa)	In Satz 1 wird das Wort „gesamtschuld-
nerisch“ gestrichen und werden die 
Worte „Träger der Einrichtungen“ durch 
das Wort „Leistungserbringer“ ersetzt.

bb)	Folgender Satz wird angefügt:

„Übersteigen die Gebühreneinnahmen die 
Kosten, werden die überschießenden Be-
träge im Folgejahr verrechnet.“

f)	 Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa)	Nach dem Wort „legt“ wird das Wort 
„jährlich“ eingefügt.
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bb)	Das Wort „ersten“ wird durch das Wort 
„zweiten“ ersetzt.

g)	 Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa)	Nach dem Wort „Dienste“ werden die 
Wörter „, im Falle einer Vereinbarung über 
die Führung der Geschäfte der Schieds-
stelle gemäß § 1 Absatz 3 Satz 2 mit der 
die Geschäfte führenden Organisation,“ 
eingefügt.

bb)	Es wird folgender Satz angefügt:

„Kommt keine Vereinbarung zustande, re-
gelt das Ministerium die Kostenverteilung 
auf Grundlage eines Vorschlags der oder 
des Vorsitzenden.“

15.		Der bisherige § 13 wird § 14 und § 14 Satz 1 
erhält folgende Fassung:

„Für die am 1. Januar 2020 bei der Schiedsstelle 
anhängigen Verfahren findet die Landesverord-
nung über die Schiedsstelle nach § 94 des Bun-
dessozialhilfegesetzes in der am 31. Dezember 
2019 geltenden Fassung weiter Anwendung.“

16.		Der bisherige § 14 wird § 15.

17.		Die Anlage wird gestrichen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung 
in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 30. Juni 2020

	 D a n i e l  G ü n t h e r	 D r.  H e i n e r  G a r g
	 Ministerpräsident 	 Minister
		  für Soziales, Gesundheit, Jugend,
		  Familie und Senioren

Landesverordnung 
über die Festsetzung der pauschalen Förderung nach § 8 Absatz 3 des Gesetzes zur Ausführung 

des Krankenhausfinanzierungsgesetzes
Vom 2. Juli 2020

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2120-6-16

Aufgrund des § 8 Absatz 3 des Gesetzes zur Aus-
führung des Krankenhausfinanzierungsgesetzes vom 
12. Dezember 1986 (GVOBl. Schl.-H. S. 302), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 12. Dezember 2018 
(GVOBl. Schl.-H. 2019 S. 2), verordnet das Ministe-
rium für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Se-
nioren im Einvernehmen mit dem Finanzministerium: 

§ 1

Der Haushaltsansatz für die pauschale Förderung 
wird auf jährlich 43.407.214 Euro festgesetzt.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Landesverordnung 
über die Festsetzung der pauschalen Förderung nach 
§ 8 Absatz 3 des Gesetzes zur Ausführung des Kran-
kenhausfinanzierungsgesetzes vom 31. August 2018 
(GVOBl. Schl.-H. S. 459)*) außer Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 2. Juli 2020
D r.  H e i n e r  G a r g

Minister 
für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren

*)	 GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2120-6-15
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Landesverordnung  
zur Änderung der Ausländer- und Aufnahmeverordnung*)

Vom 6. Juli 2020
Artikel 1  

Änderung der Ausländer- und 
Aufnahmeverordnung

Die Ausländer- und Aufnahmeverordnung vom 
19. Januar 2000(GVOBl. Schl.-H. S. 101), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 13. März 2020 
(GVOBl. Schl.-H. S. 164), wird wie folgt geändert:

1.	§ 1 wird wie folgt geändert: 

a)	 In der Überschrift werden die Worte „Das Lan-
desamt für Ausländerangelegenheiten“ durch 
„Das Landesamt für Zuwanderung und Flücht-
linge“ ersetzt.

b)	 Die Worte „Das Landesamt für Ausländeran-
gelegenheiten“ werden durch die Worte „Das 
Landesamt für Zuwanderung und Flüchtlinge“ 
ersetzt.

2.	§ 2 wird wie folgt geändert:

Die Worte „Das Landesamt für Ausländerangele-
genheiten“ werden durch die Worte „Das Landes-
amt für Zuwanderung und Flüchtlinge“ ersetzt.

3.	§ 3 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „das Lan-
desamt für Ausländerangelegenheiten“ durch 
die Worte „das Landesamt für Zuwanderung 
und Flüchtlinge“ ersetzt.

b)	 In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „das Lan-
desamt für Ausländerangelegenheiten“ durch 
die Worte „das Landesamt für Zuwanderung 
und Flüchtlinge“ ersetzt.

c)	 In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „das Lan-
desamt für Ausländerangelegenheiten“ durch 
die Worte „das Landesamt für Zuwanderung 
und Flüchtlinge“ ersetzt.

d)	 In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „das Lan-
desamt für Ausländerangelegenheiten“ durch 
die Worte „das Landesamt für Zuwanderung 
und Flüchtlinge“ ersetzt.

4.	§ 4 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „Das Lan-
desamt für Ausländerangelegenheiten“ durch 
die Worte „Das Landesamt für Zuwanderung 
und Flüchtlinge“ ersetzt.

b)	 In Absatz 2 werden die Worte „Das Landes-
amt für Ausländerangelegenheiten“ durch die 
Worte „Das Landesamt für Zuwanderung und 
Flüchtlinge“ ersetzt.

5.	§ 6 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 werden die Worte „Das Landes-
amt für Ausländerangelegenheiten“ durch die 
Worte „Das Landesamt für Zuwanderung und 
Flüchtlinge“ ersetzt.

b)	 In Absatz 2 werden die Worte „Das Landes-
amt für Ausländerangelegenheiten“ durch die 
Worte „Das Landesamt für Zuwanderung und 
Flüchtlinge“ ersetzt.

c)	 In Absatz 3 werden die Worte „Das Landes-
amt für Ausländerangelegenheiten“ durch die 
Worte „Das Landesamt für Zuwanderung und 
Flüchtlinge“ ersetzt.

d)	 In Absatz 4 werden die Worte „Das Landes-
amt für Ausländerangelegenheiten“ durch die 
Worte „Das Landesamt für Zuwanderung und 
Flüchtlinge“ ersetzt.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 6. Juli 2020

	 D a n i e l  G ü n t h e r	 D r.  S a b i n e  S ü t t e r l i n – W a a c k
	 Ministerpräsident	 Ministerin 
		  für Inneres, ländliche Räume, Integration
		  und Gleichstellung

*)	 Ändert LVO vom 19. Januar 2000, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 200-0-303
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Landesverordnung 
zur Änderung der E-Rechnungsverordnung*)

Vom 7. Juli 2020
Aufgrund des § 52g Absatz 2 Satz 4 des Landes-
verwaltungsgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 2. Juni 1992 (GVOBl. Schl.-H. S. 243, 
ber. S. 534), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
13. Februar 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 42), verordnet 
die Landesregierung:

Artikel 1 
Änderung der E-Rechnungsverordnung

Die E-Rechnungsverordnung vom 15. November 
2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 749) wird wie folgt ge-
ändert:

1.	§ 3 Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Werden elektronische Rechnungen an Landes-
behörden übermittelt, ist das E-Rechnungsportal 
des Landes Schleswig-Holstein zu nutzen. Voraus-
setzung für die Übermittlung ist, dass der Rech-
nungssteller oder der Rechnungssender sich zuvor 
mit einem Nutzerkonto im Serviceportal des Lan-
des Schleswig-Holstein registriert. An das E-Rech-
nungsportal können elektronische Rechnungen per

1.	Weberfassung,

2.	Webupload,

3.	E-Mail,

4.	De-Mail oder

5.	Webservice über die Infrastruktur von PEPPOL

übermittelt werden. Eines registrierten Nutzerkon-
tos bedarf es nicht bei der Übermittlung per De-
Mail oder PEPPOL. Die Nutzungsbedingungen für 
die Übermittlung von elektronischen Rechnungen 
werden im E-Rechnungsportal veröffentlicht.“

2.	§ 7 wird gestrichen.

3.	Aus § 8 wird § 7.

4.	Die Anlagen 1 und 2 werden gestrichen.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung 
in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 7. Juli 2020

	 D a n i e l  G ü n t h e r	 J a n  P h i l i p p  A l b r e c h t
	 Ministerpräsident	 Minister
		  für Energiewende, Landwirtschaft, 
		  Umwelt, Natur und Digitalisierung

*)	 Ändert LVO vom 15. November 2018, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 20-1-26

Hinweis der Schriftleitung:

Unverzügliche Bekanntmachung der nachstehenden Landesverordnung gemäß § 60 Absatz 3 
Satz 2 und 3 i.V.m. § 60 Absatz 1 LVwG

Die Ersatzverkündung dieser Landesverordnung gemäß § 60 Absatz 3 Satz 1 LVwG ist am 10. Juli 2020 
durch Veröffentlichung auf der Webseite der Landesregierung durch das Ministerium für Soziales, Gesund-
heit, Jugend, Familie und Senioren unter https://www.schleswig-holstein.de/DE/Schwerpunkte/Coronavirus/
Erlasse/200710_Aenderung_Verordnung_Reiserueckkehrer.html erfolgt.

Landesverordnung  
zur Änderung der Landesverordnung zu Quarantänemaßnahmen für Ein- und Rückreisende 

zur Bekämpfung des Coronavirus in Schleswig-Holstein*)
Vom 10. Juli 2020

Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28, 
29, 30 Absatz 1 Satz 2 und § 31 des Infektions-
schutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 und 2 des Gesetzes 
vom 19. Mai 2020 (BGBl. I S. 1018), verordnet die 
Landesregierung: 

Artikel 1 
Änderung der Landesverordnung zu Quarantäne-

maßnahmen für Ein- und Rückreisende zur 
Bekämpfung des Coronavirus des Landes 

Schleswig-Holstein 

Die Landesverordnung zu Quarantänemaßnahmen 
für Ein- und Rückreisende zur Bekämpfung des Co-
ronavirus des Landes Schleswig-Holstein vom 24. 
Juni 2020; ersatzverkündet am 24. Juni 2020 auf 

*)	 Ändert LVO vom 24. Juni 2020, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. B 2126-13-19
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der Internetseite https://www.schleswig-holstein.de/
DE/Schwerpunkte/Coronavirus/Erlasse/Verordnung_ 
Reiserueckkehrer.html, wird wie folgt geändert:

1.	§ 1 Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Das für Gesundheit zuständige Ministerium 
des Landes Schleswig-Holstein kann 

1.	eine Region innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland, in welcher innerhalb eines Zeit-
raums von 7 Tagen die Rate der Neuinfektionen 
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 laut der Veröf-
fentlichungen des Robert Koch-Institut höher als 
50 von 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern 
ist, als Risikogebiet nach Absatz 1 einstufen; 

2.	die Zeitspanne vor der Einreise aus einem Ri-
sikogebiet nach Nummer 1 abweichend von 

§ 1 Absatz 1 Satz 1 auf weniger als 14 Tage 
verkürzen.

Die Entscheidungen sind zu veröffentlichen.“

2.	§ 2 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 2 wird das Wort „Test“ durch das Wort 
„Testergebnis“ ersetzt.

b)	 Folgender Satz wird angefügt: 

„Ein aus einem fachärztlichen Labor stam-
mender Befund gilt als ärztliches Zeugnis. Es 
genügt die Textform. 

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung 
in Kraft. 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 10. Juli 2020
D a n i e l  G ü n t h e r

Ministerpräsident

	 D r.  S a b i n e  S ü t t e r l i n – W a a c k	 D r.  H e i n e r  G a r g
	 Ministerin 	 Minister
	 für Inneres, ländliche Räume, 	 für Soziales, Gesundheit, Jugend,
	 Integration und Gleichstellung	 Familie und Senioren

Landesverordnung  
zur Übertragung von Zuständigkeiten nach dem Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz, 
zur Änderung der Ordnungswidrigkeiten-Zuständigkeitsverordnung und zur Änderung 

der Baugebührenverordnung
Vom 14. Juli 2020      

Aufgrund 

1.	des § 28 Absatz 1 Satz 1 des Landesverwaltungs-
gesetzes in Verbindung mit § 12 des Erneuerbare-
Energien-Wärmegesetzes vom 7. August 2008 
(BGBl. I S. 1658), zuletzt geändert durch Artikel 9 
des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I 
S. 1722), verordnet die Landesregierung die fol-
genden Artikel 1 und 4

2.	des § 36 Absatz 2 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt 
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 9. De-
zember 2019 (BGBl. I S. 2146), in Verbindung mit 
§ 2 der Ordnungswidrigkeiten-Zuständigkeitsver-
ordnung vom 22. Januar 1988 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 32), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
1. April 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 173), verord-
net das Ministerium für Energiewende, Landwirt-
schaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung die 
folgenden Artikel 2 und 4

3.	des § 2 des Verwaltungskostengesetzes vom 
17. Januar 1974 (GVOBl. Schl.H. S. 37), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 19. Januar 2012 
(GVOBl. Schl.-H. S. 89), Ressortbezeichnungen 

zuletzt ersetzt durch Verordnung vom 16. Januar 
2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 30), in Verbindung mit 
§ 4 Nummer 1 Buchstabe b der Verwaltungs-
gebührenverordnung vom 26. September 2018 
(GVOBl. Schl.-H. S. 476), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 27. März 2020 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 202), verordnet das Ministerium für Inneres, 
ländliche Räume, Integration und Gleichstellung 
die folgenden Artikel 3 und 4:

Artikel 1 
Landesverordnung  

zur Übertragung von Zuständigkeiten nach 
dem Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz 

(EEWärmeG-ZustVO)
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 20-1-1

§ 1

(1) Die unteren Bauaufsichtsbehörden sind zuständig 
für die Erteilung von Ausnahmen nach § 9 Absatz 1 
Nummer 2 des Erneuerbare-Energien-Wärmegesetzes 
(EEWärmeG) vom 7. August 2008 (BGBl. I S. 1658), 
zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722).  

(2) Das Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume ist zuständig für die
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1.	Entgegenahme und das Anfordern der Nachweise 
nach § 10 Absatz 2 bis 4 und 6 EEWärmeG,

2.	 Information der Öffentlichkeit über die Erfüllung 
der Vorbildfunktion nach § 10 a EEWärmeG,

3.	Überprüfungen nach § 11 Absatz 1 EEWärmeG 
mit Ausnahme der stichprobenartigen Überprü-
fung nach § 11 Absatz 1, 1. Halbsatz EEWärmeG,

4.	Erstellung und Übermittlung des Berichtes an den 
Bund nach § 18a EEWärmeG.

(3) Das Prüfamt für Standsicherheit bei der Oberbür-
germeisterin oder dem Oberbürgermeister der Landes-
hauptstadt Kiel ist zuständig für die stichprobenartige 
Überprüfung der Pflicht aus § 3 Absatz 1 EEWärmeG 
nach § 11 Absatz 1, 1. Halbsatz EEWärmeG.

Artikel 2 
Änderung der 

Ordnungswidrigkeiten-Zuständigkeitsverordnung1)

Das Zuständigkeitsverzeichnis der Ordnungswidrig-
keiten-Zuständigkeitsverordnung in der Fassung vom 
14. September 2004 (GVOBl. Schl.-H. S. 358), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 1. April 2020 
(GVOBl. Schl.-H. S. 173), wird wie folgt geändert:

Nach Gliederungsnummer 1.5.7.2 wird folgende 
Gliederungsnummer 1.5.7.3 eingefügt:

„1.5.7.3	� § 17 Absatz 1 des Erneuerbare-Energien-
Wärmegesetzes vom 7. August 2008 
(BGBl. I S. 1658), zuletzt geändert durch 
Artikel 9 des Gesetzes vom 20. Oktober 
2015 (BGBl. I S. 1722)“

Artikel 3 
Änderung der Baugebührenverordnung2)

Der Baugebührentarif der Baugebührenverordnung 
vom 12. November 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 703) 
wird wie folgt geändert:

In Tarifstelle 4 werden nach der Angabe „(§ 31 des 
Baugesetzbuchs)“ die Worte „oder Erteilung von Aus-
nahmen nach § 9 Absatz 1 Nummer 2 Erneuerbare-
Energien-Wärmegesetz“ angefügt.

Artikel 4 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung 
in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 14. Juli 2020
D a n i e l   G ü n t h er

Ministerpräsident

	 D r.  S a b i n e  S ü t t e r l i n – W a a c k	 J a n  P h i l i p p  A l b r e c h t
	 Ministerin 	 Minister
	 für Inneres, ländliche Räume, 	 für Energiewende, Landwirtschaft, 
	 Integration und Gleichstellung 	 Umwelt, Natur und Digitalisierung

1)	 Ändert Zuständigkeitsverzeichnis i.d.F. vom 14. September 2004, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 454-1-5
2)	 Ändert Baugebührentarif vom 12. November 2018, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2013-2-59

Hinweis der Schriftleitung:

Unverzügliche Bekanntmachung der nachstehenden Landesverordnung gemäß § 60 Absatz 3 
Satz 2 und 3 i.V.m. § 60 Absatz 1 LVwG

Die Ersatzverkündung dieser Landesverordnung gemäß § 60 Absatz 3 Satz 1 LVwG ist am 15. Juli 2020 
durch Veröffentlichung auf der Webseite der Landesregierung durch das Ministerium für Soziales, Gesund-
heit, Jugend, Familie und Senioren unter https://www.schleswig-holstein.de/DE/Schwerpunkte/Coronavirus/
Erlasse/200715_Aenderung_Landesverordnung_Corona.html erfolgt.

Landesverordnung  
zur Änderung der Landesverordnung zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2*)

Vom 15. Juli 2020 
Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 
Absatz 1 Satz 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes 
vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1018), verordnet die Landesregierung: 

Artikel 1 
Änderung der Corona-Bekämpfungsverordnung

Die Corona-Bekämpfungsverordnung vom 26. Juni 
2020, ersatzverkündet am 26. Juni 2020 auf der In-
ternetseite https://schleswig-holstein.de/DE/Schwer-
punkte/ Coronavirus/Erlasse/Landesverordnung_Co-
rona.html, wird wie folgt geändert:

1.	§ 5 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „250 Per-
sonen“ durch die Wörter „500 Personen“ ersetzt.

*)	 Ändert LVO vom 26. Juni 2020, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. B 2126-13-20
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b)	 In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „50 
Personen“ durch die Wörter „150 Personen 
außerhalb geschlossener Räume und 50 Perso-
nen innerhalb geschlossener Räume“ ersetzt. 

c)	 In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „250 
Personen“ durch die Wörter „500 Personen“ 
und die Wörter „100 Personeninnerhalb“ durch 
die Wörter „250 Personen innerhalb“ ersetzt. 

d)	 In Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „250 
Personen“ durch die Wörter „500 Personen“ 
und die Wörter „100 Personen“ durch die Wör-
ter „250 Personen“ ersetzt.

e)	 In Absatz 6 Satz 2 werden die Wörter „50 
Personen“ durch die Wörter „150 Personen 
außerhalb geschlossener Räume und 50 Perso-
nen innerhalb geschlossener Räume“ ersetzt.

2.	§ 6 wird wie folgt geändert:

In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „250 Per-
sonen“ durch die Wörter „500 Personen“ und die 
Wörter „100 Personen“ durch die Wörter „250 
Personen“ ersetzt.

3.	§ 11 Absatz 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Sofern es das Hygienekonzept ermöglicht, dass 
mehr als 250 Gäste gleichzeitig im Bad anwesend 
sein können, hat der Betreiber das Hygienekon-
zept vor Betriebsaufnahme der zuständigen Be-
hörde anzuzeigen.“ 

4. § 21 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Nummer 6 werden nach den Angaben „§ 11 
Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 
Satz 1,“ die Angaben „§ 14 Absatz 1 Satz 3 
Nummer 1, § 14 Absatz 2,“ eingefügt. 

b)	 In Nummer 9 werden nach der Angabe „§ 11 
Absatz 2 Satz 2,“ die Angabe „§ 14 Absatz 1 
Satz 3 Nummer 3,“ eingefügt.

c)	 Nummer 19 wird gestrichen.

d)	 Die bisherigen Nummern 20 und 21 werden 
Nummern 19 und 20.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 20. Juli 2020 in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 15. Juli 2020
Für den Ministerpräsidenten

D r.  H e i n e r  G a r g
Minister 

für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren

Landesverordnung 
zur Änderung der Landesverordnung über die Weiterbildung und Prüfung von Pflegefachkräften 

für Onkologie und Palliativpflege*)
Vom 15. Juli 2020

Aufgrund des § 7 des Gesetzes über die Weiterbil-
dung in Gesundheitsfachberufen vom 27. November 
1995 (GVOBl. Schl.-H. S. 380), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Juni 2020 
(GVOBl. Schl.-H. S. 358), verordnet das Ministeri-
um für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und 
Senioren:

Artikel 1

Die Landesverordnung über die Weiterbildung und 
Prüfung von Pflegefachkräften für Onkologie und 
Palliativpflege vom 16. Juli 2015 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 280) wird wie folgt geändert: 

§ 18 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Diese Verordnung tritt vorbehaltlich des Satzes 2 
mit Ablauf des 29. Juli 2025 außer Kraft. Sie tritt 

mit Inkrafttreten der Weiterbildungsordnung der Pfle-
geberufekammer gemäß § 44 Absatz 3 des Pflege-
berufekammergesetzes vom 16. Juli 2015 (GVOBI. 
Schl.-H. S. 206), zuletzt geändert durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 23. Juni 2020 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 358), außer Kraft.“

Artikel 2

Die Landesverordnung zur Änderung der Landesver-
ordnung über die Weiterbildung und Prüfung von 
Pflegefachkräften für Onkologie und Palliativpflege 
vom 11. Juni 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 349) wird 
aufgehoben.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 2020 in Kraft. 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 15. Juli 2020
D r.  H e i n e r  G a r g

Minister
für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren

*)	 Ändert LVO vom 16. Juli 2015, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2122-5-17
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Landesverordnung  
zur Änderung der Landesverordnung über die Weiterbildung und Prüfung 

von Pflegefachkräften für Psychiatrie*)
Vom 15. Juli 2020

Aufgrund des § 7 des Gesetzes über die Weiterbil-
dung in Gesundheitsfachberufen vom 27. November 
1995 (GVOBl. Schl.-H. S. 380), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Juni 2020 
(GVOBl. Schl.-H. S. 358), verordnet das Ministe-
rium für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und 
Senioren:

Artikel 1

Die Landesverordnung über die Weiterbildung und 
Prüfung von Pflegefachkräften für Psychiatrie vom 
16. Juli 2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 261) wird wie 
folgt geändert: 

§ 18 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Diese Verordnung tritt vorbehaltlich des Satzes 2 
mit Ablauf des 29. Juli 2025 außer Kraft. Sie tritt 

mit Inkrafttreten der Weiterbildungsordnung der Pfle-
geberufekammer gemäß § 44 Absatz 3 des Pflege-
berufekammergesetzes vom 16. Juli 2015 (GVOBI. 
Schl.-H. S. 206), zuletzt geändert durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 23. Juni 2020 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 358), außer Kraft.“

Artikel 2

Die Landesverordnung zur Änderung der Landesver-
ordnung über die Weiterbildung und Prüfung von 
Pflegefachkräften für Psychiatrie vom 11. Juni 2020 
(GVOBl. Schl.-H. S. 348) wird aufgehoben.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 2020 in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 15. Juli 2020
D r.  H e i n e r  G a r g

Minister
für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren

*)	 Ändert LVO vom 16. Juli 2015, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2122-5-15

Landesverordnung 
über Camping- und Wochenendplätze 

(Camping- und Wochenendplatzverordnung – CWVO)1

Vom 15. Juli 2020 
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2130-14-30

Aufgrund des § 83 Absatz 1 Nummer 1 und 3 sowie 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 der Landesbauordnung für 
das Land Schleswig-Holstein vom 22. Januar 2009 
(GVOBl. Schl.-H. S. 6), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 1. Oktober 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 398), 
verordnet das Ministerium für Inneres, ländliche 
Räume, Integration und Gleichstellung § 1 Absatz 4 
bis 6, die §§ 4 bis 12, § 14 Absatz 1 und die §§ 15 
bis 19; aufgrund des § 83 Absatz 7 der Landesbau-
ordnung verordnet die Landesregierung § 1 Absatz 1 
bis 3 und die §§ 2 bis 19:

Inhaltsübersicht

§ 1	 Begriffe

§ 2	 Standplätze, Aufstellplätze 

§ 3	 Beweglichkeit von Zelten und Wohnwagen

§ 4	 Zufahrt und Fahrwege

§ 5	 Schaffung von Grünbeständen

§ 6	 Stellplätze

§ 7	 Brandschutz

§ 8	 Beleuchtung

§ 9	 Trinkwasserversorgung

§ 10	 Wasch- und Spüleinrichtungen, Toilettenanlagen

§ 11	 Barrierefreiheit

§ 12	 Sonstige Einrichtungen und Notfalleinrichtungen

§ 13	 Wohnmobile

§ 14	 Abweichungen, besondere Benutzungen

§ 15	 Ordnung auf Camping- und Wochenendplätzen

§ 16	 Platzordnung

§ 17	 Ordnungswidrigkeiten

§ 18	 Bauantrag, Bauvorlagen

§ 19	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

1	 Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 
1998 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet 
der Normen und technischen Vorschriften und der Vor-
schriften für die Dienste der Informationsgesellschaft 
(ABl. L 204 S. 37), zuletzt geändert durch Artikel 26 
Absatz 2 der Verordnung (EU) Nummer 1025/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Okto-
ber 2012 (ABl. L 316 S.12), sind beachtet worden.
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§ 1 
Begriffe

(1) Campingplätze sind Plätze, die während des gan-
zen Jahres oder wiederkehrend während bestimm-
ter Zeiten des Jahres betrieben werden und die im 
Rahmen einer Erholungsnutzung nach § 10 Baunut-
zungsverordnung zum Aufstellen und zum vorüber-
gehenden Bewohnen von mehr als fünf Wohnwa-
gen, Zelten oder Campinghäusern bestimmt sind. 
Zeltlager, die gelegentlich oder nur vorübergehend 
eingerichtet werden, sind keine Campingplätze im 
Sinne dieser Verordnung.

(2) Standplatz ist die Fläche eines Campingplatzes, 
die zum Aufstellen eines Zeltes oder eines Wohnwa-
gens und der zugehörigen Kraftfahrzeuge bestimmt 
ist. Vorzelte, Standvorzelte und Schutzdächer gelten 
als deren Bestandteil. § 6 bleibt unberührt.

(3) Wohnwagen sind Falt- und Klappanhänger, Wohn-
anhänger wie Caravans sowie motorisierte Wohnfahr-
zeuge wie Wohnmobile. Sie müssen jederzeit orts-
veränderlich und so beschaffen sein, dass sie zum 
Verkehr auf öffentlichen Straßen zugelassen werden 
können. Als Wohnwagen gelten auch jederzeit ortsver-
änderliche Wohnanhänger, die aufgrund ihrer Beschaf-
fenheit nicht zum Verkehr auf öffentlichen Straßen 
zugelassen werden können und eine Grundfläche von 
nicht mehr als 40 m² sowie eine Gesamthöhe von 
höchstens 3,50 m haben (Mobilheime).

(4) Wochenendplätze sind in einem Bebauungsplan 
festgesetzte Bereiche auf Campingplätzen zum Auf-
stellen und Errichten von Campinghäusern.

(5) Aufstellplatz ist die Fläche, die auf einem Wo-
chenendplatz zum Aufstellen eines Campinghauses 
nach Absatz 6 bestimmt ist.

(6) Campinghäuser sind nicht ortsveränderlich auf-
gestellte oder errichtete bauliche Anlagen mit einer 
Grundfläche von nicht mehr als 50 m² und einer 
Gesamthöhe von höchstens 3,50 m; bei der Ermitt-
lung der Grundfläche bleiben bis zu einer Grundflä-
che von insgesamt 10 m² ein überdachter Freisitz, 
ein Vorzelt oder Standvorzelt unberücksichtigt. Als 
Campinghäuser gelten auch nicht jederzeit ortsver-
änderliche Wohnwagen, Wohnanhänger, Wohnmobile 
und Mobilheime.

§ 2 
Standplätze, Aufstellplätze

(1) Standplätze sollen mindestens 75 m², wenn die 
Kraftfahrzeuge auf gesonderten Stellplätzen ab-
gestellt werden, mindestens 65 m² groß sein. Die 
Standplätze für Mobilheime und Aufstellplätze für 
Campinghäuser sollen mindestens 120 m² groß sein.

(2) Alle Standplätze sind dauerhaft zu kennzeichnen.

(3) Auf den Standplätzen dürfen bauliche Anlagen wie 
feste Anbauten und Einfriedungen nicht errichtet wer-
den. Ausgenommen sind Gerätehäuser bis zu 10 m³ 

umbauten Raumes und Bestandteile nach § 1 Ab-
satz 2 Satz 2 sowie ortsveränderliche sanitäre 
Einzelkabinen. Sichtschutzwände sind bis zu einer 
Höhe von 2 m und bis zu einer Länge von insge-
samt 5 Metern an bis zu zwei Seiten pro Standplatz 
zulässig, wenn sie nicht aus leicht entflammbaren 
Material bestehen.

§ 3 
Beweglichkeit von Zelten und Wohnwagen

Zelte und Wohnwagen auf Standplätzen müssen so 
beschaffen und aufgestellt sein, dass sie jederzeit, 
Wohnwagen nach § 1 Absatz 3 auf ihren Rädern, 
von ihrem Standplatz entfernt werden können. Be-
standteile nach § 1 Absatz 2 Satz 2 und Sicht-
schutzwände nach § 2 Absatz 3 Satz 3 dürfen die 
Anforderungen nach Satz 1 nicht einschränken.

§ 4 
Zufahrt und Fahrwege

(1) Camping- und Wochenendplätze müssen an eine 
befahrbare öffentliche Straße angeschlossen sein oder 
eine befahrbare öffentlich-rechtlich gesicherte Zufahrt 
zu einer befahrbaren öffentlichen Straße haben.

(2) Camping- und Wochenendplätze müssen durch 
innere Fahrwege ausreichend erschlossen werden. 
Die Fahrwege müssen mindestens 5,50 m breit sein. 
Für Fahrwege, die Ausweichstellen haben, für Fahr-
wege mit Richtungsverkehr und für Stichwege von 
höchstens 100 m Länge genügt eine Breite von 3 m.

(3) Zufahrt und innere Fahrwege müssen jederzeit 
für die Fahrzeuge der Feuerwehr und des Rettungs-
dienstes befahrbar sein.

§ 5 
Schaffung von Grünbeständen

Camping- und Wochenendplätze sind mit einer Schutz-
pflanzung aus heimischen Pflanzenarten harmonisch 
in die Landschaft einzubinden. Campingplätze mit 
mehr als 50 Standplätzen und Wochenendplätze mit 
mehr als 50 Aufstellplätzen sind darüber hinaus durch 
heimische Gehölzpflanzungen zu untergliedern.

§ 6 
Stellplätze

Ist beabsichtigt, die Kraftfahrzeuge nicht auf den Stand- 
oder Aufstellplätzen abzustellen, sind Gemeinschafts-
stellplätze herzustellen, die für jeden Stand- oder Auf-
stellplatz mindestens einen Stellplatz vorsehen.

§ 7 
Brandschutz

(1) Camping- und Wochenendplätze sind durch 
Brandgassen in Abschnitte zu unterteilen. In einem 
Abschnitt dürfen sich nicht mehr als 20 Stand- oder 
Aufstellplätze befinden.

(2) Zelte und Wohnwagen sowie bauliche Anlagen 
sind so aufzustellen oder zu errichten, dass zwischen 
ihnen im Bereich der Brandgassen ein Sicherheitsab-



450	 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2020; Ausgabe 30. Juli 2020	 Nr. 13

stand von 5 m, im Übrigen von 3 m verbleibt. Der 
Sicherheitsabstand bei Mobilheimen und Camping-
häusern beträgt im Bereich der Brandgassen 10 m, 
im Übrigen, auch gegenüber Zelten und Wohnwa-
gen, 5 m. Gerätehäuser nach § 2 Absatz 3 Satz 2 
begründen gegenüber auf demselben Aufstellplatz 
aufgestellten oder errichteten Campinghäusern keine 
eigene Abstandsfläche. Abstandsflächen sind freizu-
halten. Boote können auf gesondert zu genehmigen-
den Lagerflächen abgestellt werden.

(3) Die Bauaufsichtsbehörde kann verlangen, dass 
Brandschutzstreifen zu angrenzenden Grundstücken 
angelegt werden.

(4) Camping- und Wochenendplätze dürfen nur be-
trieben werden, wenn die Löschwasserversorgung 
aus einer Druckleitung mit Hydranten oder aus Ge-
wässern über besondere Einrichtungen für die Lösch-
wasserentnahme dauernd gesichert ist. Bei Camping-
plätzen ist die Löschwassermenge von 400 Liter pro 
Minute und bei Wochenendplätzen die Löschwasser-
menge von 800 Liter pro Minute, jeweils über einen 
Zeitraum von zwei Stunden, sicherzustellen.

(5) Von jedem Standplatz und jedem Aufstellplatz 
muss ein Hydrant oder eine Löschwasserentnah-
mestelle in höchstens 200 m Entfernung jederzeit 
erreichbar sein. Über Abweichungen entscheidet die 
Bauaufsichtsbehörde unter Beteiligung der Brand-
schutzdienststelle. Die Löschwasserentnahmestellen 
müssen über eine gesicherte Zufahrt für Feuerwehr-
fahrzeuge verfügen und die Löschwasseransaugstel-
len jederzeit verfügbar gehalten werden.

(6) Für je 50 Standplätze, bei Mobilheimen für je 20 
Standplätze und bei Campinghäusern für je 20 Auf-
stellplätze ist mindestens ein für die Brandklassen A, B 
und C geeigneter Feuerlöscher mit mindestens 6 kg 
Löschmittelinhalt bereitzuhalten. Die Feuerlöscher 
sind unter Beteiligung der Brandschutzdienststelle 
an leicht zugänglicher Stelle wetterfest anzubringen, 
deren Entfernung von jedem Standplatz und jedem 
Aufstellplatz nicht mehr als 60 m betragen darf. 
Zwei zusätzliche Feuerlöscher nach Satz 1 sind bei 
der Platzleitung bereitzuhalten.

§ 8 
Beleuchtung

Die Fahrwege auf Camping- und Wochenendplätzen 
sowie Treppen und Absätze auf sonstigen begehba-
ren Flächen müssen ausreichend beleuchtet sein. Die 
Beleuchtung soll mit tier- und insektenfreundlichen 
Leuchtmitteln erfolgen.

§ 9 
Trinkwasserversorgung

(1) Camping- und Wochenendplätze dürfen nur an-
gelegt werden, wenn eine ausreichende Versorgung 
mit Trinkwasser aus einer Wasserversorgungsanlage 
dauernd gesichert ist.

(2) Für je 100 Standplätze und für je 100 Aufstell-
plätze müssen mindestens sechs geeignete und 
zweckmäßig verteilte Trinkwasserzapfstellen mit 
Schmutzwasserabläufen barrierefrei erreichbar sein. 
Der Boden um die Zapfstelle muss befestigt sein. 
Die Zapfstellen müssen gekennzeichnet und von den 
Toilettenanlagen räumlich getrennt sein.

§ 10 
Wasch- und Spüleinrichtungen, Toilettenanlagen

(1) Für Stand- und Aufstellplätze müssen in nach 
Geschlechtern getrennten besonderen Räumen aus-
reichend Waschplätze, Duschen und Toilettenanlagen 
vorhanden sein. Die Toilettenanlagen müssen jeweils 
Vorräume mit einer ausreichenden Anzahl an Wasch-
becken haben.

(2) Für Stand- und Aufstellplätze müssen ausrei-
chend Geschirrspül- und Wäschespülbecken oder 
Waschmaschinen von den Wascheinrichtungen nach 
Absatz 1 und den Toilettenanlagen räumlich getrennt 
vorhanden sein. Mindestens die Hälfte der Geschirr- 
und Wäschespülbecken muss eine Warmwasserver-
sorgung haben.

(3) Das Inventar und die Flächen müssen leicht ge-
reinigt und desinfiziert werden können.

§ 11 
Barrierefreiheit

Auf Camping- und Wochenendplätzen ist eine aus-
reichende Anzahl an Waschplätzen, Duschen und 
Toiletten so herzurichten, dass sie von Menschen mit 
Behinderungen, alten Menschen und Personen mit 
Kleinkindern ohne fremde Hilfe zweckentsprechend 
benutzt werden können.

§ 12 
Notfalleinrichtungen und sonstige Einrichtungen

(1) Camping- und Wochenendplätze müssen über 
die notwendigen Einrichtungen für die Erste Hilfe 
und eine jederzeit zugängliche, betriebsbereite Fern-
sprecheinrichtung verfügen.

(2) Auf Camping- und Wochenendplätzen ist an gut 
sichtbarer Stelle ein Lageplan des Campingplatzes an-
zubringen. Aus dem Lageplan müssen ersichtlich sein

1.	 die Fahrwege, Brandgassen und Brandschutzstrei-
fen,

2.	die Art und die Lage der Hydranten und Lösch-
wasserentnahmestellen,

3.	die Standorte der Feuerlöscher und Einrichtungen 
für die Erste Hilfe sowie der Fernsprecheinrich-
tung nach Absatz 1.

(3) An geeigneter Stelle sind auf Camping- und Wo-
chenendplätzen Hinweise anzubringen, die mindes-
tens folgende Angaben enthalten müssen:

1.	den Namen, die Anschrift und die Rufnummer 
der Betreiberin oder des Betreibers und ihrer oder 
seiner verantwortlichen Vertretung,
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2.	den nächsten öffentlichen Fernsprecher sowie 
die Notrufnummern von Polizei, Feuerwehr und 
Rettungsdienst, die Rufnummern und Anschriften 
der nächsten Ärztin oder des nächsten Arztes 
sowie der nächsten Apotheke,

3.	einen Hinweis darauf, wo diese Verordnung und die 
Platzordnung (§ 16) eingesehen werden können.

§ 13 
Wohnmobile

(1) Für das Aufstellen von Wohnmobilen können ge-
sonderte Standplatzflächen ausgewiesen werden. 
Abweichend von § 2 Absatz 2 ist eine Kennzeich-
nung einzelner Standplätze innerhalb der Standplatz-
fläche nicht erforderlich. Je angefangene 50 m² 
Standplatzfläche darf ein Wohnmobil aufgestellt 
werden.

(2) Abweichend von § 7 Absatz 2 ist zwischen 
Wohnmobilen ein Mindestabstand von 2 m ausrei-
chend, wenn Vorzelte, Standvorzelte oder Schutzdä-
cher nicht errichtet werden.

§ 14 
Abweichungen, besondere Nutzungen

(1) Für Camping- oder Wochenendplätze mit bis zu 
50 Stand- oder bis zu 50 Aufstellplätzen sowie für 
Campingplätze, die ausschließlich für die Aufstellung 
von Wohnmobilen bestimmt sind, kann die Bauauf-
sichtsbehörde Abweichungen zulassen, wenn die 
öffentliche Sicherheit nicht beeinträchtigt wird.

(2) Die Zahl der nach § 10 erforderlichen Einrich-
tungen kann entsprechend verringert werden, wenn 
Standplätze unmittelbar an die Leitungen zur Trink-
wasserversorgung und zur Beseitigung des Abwas-
sers angeschlossen werden.

(3) Für die Zeit der Sommerferien in der Bundesre-
publik Deutschland sowie an den Oster-, Himmel-
fahrts- und Pfingstwochenenden ist ein zusätzliches 
Aufstellen von Zelten und Wohnwagen innerhalb des 
Campingplatzes unter Beachtung des Brandschut-
zes zulässig. Die Zahl der zusätzlich aufzustellenden 
Zelte und Wohnwagen darf höchstens 15 % der 
Standplätze des Campingplatzes betragen.

(4) Unter Einhaltung der Mindestabstände ist ein zwei-
tes Zelt oder ein zweiter Wohnwagen zulässig. Kinder-
zelte dürfen abweichend von Satz 1 aufgestellt werden.

§ 15 
Ordnung auf Camping- und Wochenendplätzen

(1) Die Betreiberin oder der Betreiber ist für die all-
gemeine Ordnung und den sicheren Betrieb auf dem 
Camping- oder Wochenendplatz verantwortlich. Sie 
oder er kann volljährige und zuverlässige Personen 
mit der Platzleitung beauftragen. Diese Personen 
sind den zuständigen Behörden als verantwortliche 
Vertretung zu benennen.

(2) Während des Betriebes des Camping- oder Wo-
chenendplatzes muss die Betreiberin oder der Betrei-

ber oder die Platzleitung ständig erreichbar sein. Auf 
Camping- oder Wochenendplätzen mit mehr als 50 
Stand- oder mehr als 50 Aufstellplätzen muss eine der 
in Satz 1 genannten Personen nachts anwesend sein.

(3) Die Betreiberin oder der Betreiber hat

1.	den Text dieser Verordnung und der Platzordnung 
(§ 16) zur Einsichtnahme für die Benutzerinnen 
und die Benutzer des Camping- oder Wochenend-
platzes zur Verfügung zu halten,

2.	 den Beauftragten der Bauaufsichtsbehörde, der 
Kreisgesundheitsbehörde, der örtlichen Ordnungs-
behörde und der Polizei jederzeit eine Besichtigung 
des Camping- oder Wochenendplatzes sowie der 
örtlichen Feuerwehr entsprechend den Zutritt zur 
Überprüfung der Brandschutzeinrichtungen im 
Rahmen der Objektkunde sowie nach Abstimmung 
zur Durchführung von Übungen zu gestatten,

3.	die Brandgassen und die Brandschutzstreifen von 
baulichen Anlagen, Gegenständen und Unterholz 
ständig freizuhalten sowie Grasbewuchs kurz zu 
halten,

4.	die nach § 7 Absatz 4 vorgeschriebenen Hyd-
ranten oder besonderen Einrichtungen für die 
Löschwasserentnahme und die nach § 7 Absatz 6 
erforderlichen Feuerlöscher durch einen sach-
kundigen Wartungsdienst jeweils in Abständen 
von höchstens zwei Jahren auf ihre Einsatzbe-
reitschaft prüfen zu lassen,

5.	darauf zu achten, dass die nach § 7 Absatz 5 
vorgeschriebenen Abstände eingehalten werden.

§ 16 
Platzordnung

Die Betreiberin oder der Betreiber eines Camping- 
oder Wochenendplatzes hat eine Platzordnung auf-
zustellen, in der mindestens zu regeln sind

1.	das Aufstellen von Zelten und Wohnwagen sowie 
das Abstellen von Kraftfahrzeugen und Booten,

2.	das Benutzen und Sauberhalten der Einrichtungen 
und Anlagen,

3.	das Beseitigen von Abfällen, Abwässer und Fä-
kalien sowie das Sauberhalten der Standplätze,

4.	der Umgang mit Feuer und Grillgeräten und

5.	die Einhaltung der Ruhezeiten.

§ 17 
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig nach § 82 Absatz 1 Nummer 1 der 
Landesbauordnung handelt, wer als Betreiberin oder 
Betreiber

1.	entgegen § 7 Absatz 2 und § 13 Absatz 2 die 
geforderten Mindestabstände nicht einhält,

2.	entgegen § 7 Absatz 4 nicht die geforderte Lösch-
wasserversorgung bereithält,
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3.	entgegen § 7 Absatz 6 nicht die geforderten Feu-
erlöscher bereithält,

4.	entgegen § 15 Absatz 3 Nummer 3 die Brand-
gassen und Brandschutzstreifen nicht ständig 
freihält,

5.	entgegen § 15 Absatz 3 Nummer 4 die Hydranten 
oder besonderen Anlagen für die Löschwasserent-
nahme und die Feuerlöscher nicht prüfen lässt.

§ 18 
Bauantrag, Bauvorlagen

(1) Die Errichtung, Änderung, Erweiterung und Nut-
zungsänderung von Camping- und Wochenendplät-
zen unterliegt dem Baugenehmigungsverfahren nach 
§ 67 der Landesbauordnung.

(2) Dem Antrag auf Erteilung einer Baugenehmigung 
sind in dreifacher Ausfertigung beizufügen

1.	ein Auszug aus dem Liegenschaftskataster,

2.	ein Lageplan im Maßstab nicht kleiner als 1:1 000; 
aus dem Lageplan müssen die wegemäßige Er-

schließung, die Brandgassen, die Schutzpflanzun-
gen, die Gemeinschaftsflächen, die Stellplätze, 
Flächen für nach § 14 Absatz 3 aufzustellende 
Zelte und Wohnwagen, die beabsichtigte Eintei-
lung der Standplätze und Aufstellplätze und der 
geplante Standort der nach dieser Verordnung 
erforderlichen Einrichtungen und Anlagen ersicht-
lich sein,

3.	 für jede vorhandene und jede zu erstellende bauli-
che Anlage und für Abwasserbeseitigungsanlagen 
die nach den bauordnungsrechtlichen Vorschriften 
notwendigen Bauvorlagen.

(3) Die Bauaufsichtsbehörde kann weitere Ausfer-
tigungen des Antrages und zusätzliche Unterlagen 
verlangen, wenn dies zur Prüfung des Antrages er-
forderlich ist.

§ 19 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 31. Juli 2020 in Kraft und 
mit Ablauf des 30. Juli 2025 außer Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 15. Juli 2020 

	 Für den Ministerpräsidenten	
	 D r.  H e i n e r  G a r g	 D r.  S a b i n e  S ü t t e r l i n – W a a c k
	 Minister	 Ministerin
	 für Soziales, Gesundheit, Jugend, 	 für Inneres, ländliche Räume,
	 Familie und Senioren 	 Integration und Gleichstellung

Verkündungen 
im Nachrichtenblatt Hochschule des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur 

des Landes Schleswig-Holstein
Nach § 95 Absatz 1 Hochschulgesetz wird auf folgende im Hochschul-Nachrichtenblatt des Ministeriums 
für Bildung, Wissenschaft und Kultur des Landes Schleswig-Holstein (NBl. HS MBWK Schl.-H.) verkündeten 
Landesverordnungen hingewiesen:

Bezeichnung der Verordnung	 Verkündet im NBl. HS
	 MBWK. Schl.-H.		  Tag des
	 Nummer	 Seite 	 In-Kraft-Tretens

Landesverordnung zur Änderung der
Hochschulzulassungsverordnung	 4/2020, 	 24	 15. Juli 2020
Vom 7. Juli 2020
Ändert LVO vom 4. Dezember 2019
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 221-28-4 

Landesverordnung über die Festsetzung
von Zulassungszahlen für Studiengänge an
den staatlichen Hochschulen des Landes
Schleswig-Holstein für das Wintersemester
2020/2021 (Zulassungszahlenverordnung
Wintersemester 2020/2021 -
ZZVO Wintersemester 2020/2021)	 4/2020, 	 33	 15. Juli 2020
Vom 8. Juli 2020
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 221-24-29 
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Hinweis: Die vollständigen Fassungen aller geltenden Gesetze 
und Verordnungen können im Internet unter http:// 
www.schleswig-holstein.de (➝ Landesrecht) abgerufen 
werden.


